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200. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 14. November 2024

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen wunder-
schönen guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Die Fraktionen und Gruppen haben sich darauf ver-
ständigt, die von der Fraktion der AfD sowie der Gruppe 
Die Linke und der Gruppe BSW verlangten Überweisun-
gen im vereinfachten Verfahren als Zusatzpunkt 10 Buch-
stabe a bis Buchstabe u ohne Aussprache nach Zusatz-
punkt 5 aufzusetzen.

Morgen wird auf Verlangen der Fraktion der CDU/ 
CSU eine Aktuelle Stunde mit dem Titel „Auswirkungen 
auf die innere Sicherheit ernst nehmen – Cannabislegali-
sierung aufheben“ stattfinden. 

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 5: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung der Höfeordnung und zur Än-
derung der Verfahrensordnung für Höfesa-
chen 

Drucksachen 20/12788, 20/13093, 20/13328 
Nr. 8

Beschlussempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuss)

Drucksache 20/13647

Der Rechtsausschuss hat in seiner Beschlussempfeh-
lung auch eine Änderung der Strafprozessordnung mit 
einbezogen.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
vor.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne nun die Aussprache. Das Wort hat zuerst 
für die SPD-Fraktion Susanne Mittag.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Susanne Mittag (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuschauer! Es mag überraschend sein, 
dass die erste zweite/dritte Lesung nach diesen turbulen-
ten Zeiten hier die Höfeordnung betrifft. Aber ich bin 
sehr froh darüber; denn das zeigt die Möglichkeit der 
fachlichen Arbeit auch in diesen Zeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Höfeordnung regelt im Fall der Vererbung die Si-
cherung des Betriebes – das dürfte im Interesse aller 
sein –, um die Zersplitterung zu verhindern und die Wirt-
schaftlichkeit zu sichern. Es betrifft aber nur vier Bundes-
länder: Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Schleswig-Hol-
stein und Niedersachsen. Die anderen Bundesländer 
haben entweder eigene Regelungen oder gar keine. Einer 
oder eine erbt einen Hof, die anderen sind sogenannte 
weichende Erben. Das Wort beschreibt das ja schon: Sie 
erben und müssen dann vom Hof weichen. Ist der Hof 
mehr wert als der Erbanteil des Hoferben oder der -erbin, 
muss dieser oder diese den Mehrwert anteilig und an-
gemessen abfinden. Der Wirtschaftsbetrieb gehört also 
nicht zur sonstigen Erbmasse. Dieses Verfahren gibt es 
schon länger; das ist weiß Gott nicht neu.

Aber seit April 2018 – also nicht erst kürzlich – ist laut 
Verfassungsgericht die bisherige Berechnung rechtswid-
rig. Sie läuft zum 31. Dezember dieses Jahres aus und 
muss daher betriebssichernd aktualisiert werden. Das ge-
schieht mit der hier genau beschriebenen Berechnungs-
systematik. Die Details erspare ich Ihnen hier. Bei Inte-
resse empfehle ich einen Blick ins Gesetz; das erleichtert 
die Erkenntnis. Der Bundesrat ist einverstanden, und jetzt 
fehlen nur noch wir hier.

Die Regelungen in der Höfeordnung sind auch Teil des 
zum Jahresanfang beschlossenen Maßnahmenpaketes für 
die Landwirtschaft. Dazu gehören Veränderungen und 
Anpassungen der Tarifglättung – das hatten wir schon –, 
der Gemeinsamen Agrarpolitik und Flächenstilllegung, 
im Düngerecht und bei der Nährstoffbilanz, der Umbau 
der Tierhaltung, aber auch Maßnahmen zum Bürokratie-
abbau sowie Entlastungen im Steuerrecht und eben auch 
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die Höfeordnung – um nur einige Maßnahmen zu nennen. 
Von diesen Maßnahmen sind einige erledigt, einige in 
Arbeit – diese hier zum Beispiel – und einige weiterhin 
schwierig.

Sie sind auch gern eingeladen, weitere Vorschläge zu 
machen und offene Punkte möglichst umgehend mit uns 
zusammen für die Landwirtschaft umzusetzen,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

um in der Landwirtschaft das Leben zukunftsträchtiger, 
wirtschaftlicher, in diesem Fall sogar rechtssicherer und 
eben auch ein wenig leichter zu gestalten.

Auch ist die Höfeordnung ein nicht unwesentlicher 
Punkt beim Thema „Frauen in der Landwirtschaft“.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Katja 
Mast [SPD]: Jawohl!)

Zum überwiegenden Teil sind gut ausgebildete Frauen 
nämlich die weichenden Erben, die sogar im Einzelfall 
und bei besonderen Umständen nach billigem Ermessen 
mit Zu-, aber auch mit Abschlägen rechnen müssen; das 
gilt dann allerdings für Frauen und für Männer. Als Folge 
sind überproportional wenige Frauen Hofbesitzerinnen. 
Diese Problematik wird in der Agrarstatistik, in der alles 
Mögliche erfasst wird, nicht gesondert erfasst. Es wäre 
hilfreich, wenn sich das ändern würde.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Lage selbstständiger Frauen in der Landwirtschaft, 
aber auch im Handwerk, die dann auch noch Kinder be-
kommen, ist schon fast prekär, weil oft auch der gleich-
berechtigte Zugang zu Investitionskapital fehlt, es keine 
speziell ausgerichteten Beratungs- und Förderprogramme 
gibt und die soziale Absicherung gerade in diesen Berei-
chen – sagen wir es mal ganz vorsichtig – ausbaufähig ist.

Den Frauen in der Landwirtschaft wird das Leben und 
die Zukunft sehr, sehr schwer gemacht. Das wurde auch 
deutlich in der vom Bundesministerium in der letzten 
Legislatur in Auftrag gegebenen Studie zur Situation 
der Frauen in der Landwirtschaft. Hier gäbe es weitere 
noch umzusetzende Maßnahmen. Auch hier sind Sie alle 
gerne eingeladen, schönen Worten, wie wichtig doch 
Frauen in der Landwirtschaft sind, realistische Taten fol-
gen zu lassen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Aber heute machen wir erst mal die Höfeordnung 
rechtssicher. Dazu brauchen wir natürlich die Unterstüt-
zung möglichst aller; sonst rennt uns hier die Zeit weg!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Carsten Müller.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Sie haben es eben schon bei der Ankündigung 
des Tagesordnungspunkts durch die Präsidentin gemerkt: 
Sie musste beim Vorlesen selber kurz nachdenken; denn 
wir beraten hier zwei an sich miteinander gar nicht in 
Verbindung zu bringende Themen: einerseits ein eher 
landwirtschaftspolitisches Thema, das allerdings starke 
rechtspolitische Einschläge hat, nämlich die Höfeord-
nung, und andererseits strafprozessuale Maßnahmen, 
nämlich die Verlängerung der Telekommunikationsüber-
wachung bei Wohnungseinbruchdiebstahl. Das zeigt ei-
gentlich ganz gut, wie sehr diese inzwischen zerbrochene 
Koalition aus SPD, Grünen und FDP auf der letzten Rille 
gefahren ist, dass sie also am Ende war.

(Zuruf der Abg. Anja Liebert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Die Kollegin Mittag hat eben gesagt, Sie wären bereit, 
darüber noch zu beraten. Meine Damen und Herren, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
wir sind zu diesem Thema bereits seit Monaten, seit Jah-
ren sprechfähig, und Sie haben die Beratungen verzögert. 
Das war Kennzeichen Ihrer Art von Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU – Anja Liebert 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was?)

Es ist im Übrigen nicht so, dass dieses Thema ganz 
überraschend aufgesetzt worden ist; es stand bereits in 
der letzten Woche auf der Tagesordnung. Aber da haben 
sich die vormaligen Koalitionäre von FDP, Grünen und 
SPD eher in gegenseitigen Schuldzuweisungen und, wie 
ich finde, unangemessenen gegenseitigen Herabwürdi-
gungen, aber auch in Selbstlob geübt und die Sacharbeit 
vernachlässigt. Wir waren in der letzten Woche – im 
Übrigen mit genau derselben Haltung – so handlungs-
fähig, wie wir es in dieser Woche sind. Wir waren es 
vor drei Monaten, vor sechs Monaten, vor einem Jahr, 
und Sie waren es nicht. Das war Kennzeichen Ihrer Poli-
tik. Deswegen ist es auch gut, dass dieses Trauerspiel 
jetzt ein Ende hat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sagen Sie 
doch mal was zur Reform und zur Strafpro-
zessordnung! Kommen Sie doch mal zur Sa-
che!)

Meine Damen und Herren, die Höfeordnung ist ins-
besondere auch in meinem Heimatland Niedersachsen 
eine wichtige erbschaftsrechtliche Regelung. Sie sichert 
die geordnete Weitergabe eines Hofes an die Erben.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zur Sache! Es geht doch! Danke 
schön!)

Es ist eine Regelung, die, wie gesagt, nur in vier Ländern 
im Wesentlichen Anwendung findet.

Warum sind die Änderungen notwendig? Diese Ände-
rungen sind notwendig, weil es ab dem 1. Januar 2025 
keine fortgeführten Einheitswertbescheide mehr gäbe. 
Die jetzt zerbrochene Koalition hat es zugelassen, dass 
wir hier sozusagen fast bis vor die Wand gefahren sind. 
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Sie haben gezögert; das war Ihr Deutschlandtempo. Wir 
tragen so etwas nicht mit, weil wir Sicherheit in der Land-
wirtschaft brauchen.

Die Neuregelung nimmt eine Anpassung der Mindest-
werte für die Hofeigenschaft vor. Der Grundsteuerwert 
für landwirtschaftliche Betriebe wird mit dem Faktor 0,6 
multipliziert. Das ist eine an sich sehr technisch 
klingende Regelung; aber sie ist erforderlich, damit das 
Anerbenrecht auch künftig weiterhin funktioniert und es 
nicht zu finanziellen Überforderungen der Hofüberneh-
mer kommt.

Nicht weniger wichtig ist das Thema „Verlängerung 
der Anwendung von Telekommunikationsüberwa-
chungsmöglichkeiten im Rahmen des Wohnungsein-
bruchdiebstahls“. Meine Damen und Herren, ich darf 
Sie daran erinnern, dass es die Union war, die bereits 
vor einem Jahr genau solch einen Vorschlag hier vor-
gelegt hat, einen Antrag eingebracht hat, und Sie von 
der FDP, von den Grünen und von der SPD haben diesem 
Antrag nicht zugestimmt. Wir sind in der Gefahr ge-
wesen, dass die Fortführung der Regelung zur Tele-
kommunikationsüberwachung, die in wenigen Tagen 
ausläuft, abreißt. Und damit hätten Sie den Strafverfol-
gungs- und Ermittlungsbehörden ein wichtiges Werkzeug 
aus der Hand genommen. Das war Ihre verantwortungs-
lose Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Manuel Höferlin [FDP])

Wir, meine Damen und Herren, sind im Übrigen von 
Anfang an zu einer noch wirkungsvolleren Regelung be-
reit gewesen. Wir sind für eine vollständige Entfristung 
dieser gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage, und Sie – 
insbesondere bei der FDP und bei den Grünen – haben 
gesagt, das ginge nicht, weil es um einen Grundrechts-
eingriff ginge.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Richtig!)

Das ist vollkommen richtig. Allerdings, Kollege 
Limburg, ändert die Befristung der Regelung nichts an 
der Schwere des Grundrechtseingriffes.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber sie ermöglicht eine Evaluation!)

Und wenn Sie die Anhörung des Rechtsausschusses ver-
standen hätten und den Ergebnissen gefolgt wären,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also Ihre persönlichen Angriffe ma-
chen es nicht besser!)

dann hätten Sie auch bemerkt, dass die Ermittlungsbehör-
den mit diesem Werkzeug heute außergewöhnlich sorg-
fältig umgehen und eine Grundrechtsabwägung vorneh-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Meine Damen und Herren, wir haben in weniger als 
5 Prozent aller Ermittlungsfälle im Bereich Wohnungs-
einbruchdiebstahl eine TKÜ angeordnet. Da kann man 
sagen – das haben Sie im Übrigen auch fälschlicherweise 

angeführt –, dass es deswegen nicht so wichtig ist. Rich-
tig ist allerdings: Wenn dieser Eingriff nach sorgfältiger 
Abwägung, ob er gerechtfertigt ist oder nicht, durch-
geführt wird, dann führt diese Ermittlungsmöglichkeit 
praktisch regelmäßig zur Überführung der Täterinnen 
und Täter und hat eine extrem hohe Erfolgs- und Auf-
klärungsquote zur Folge. Die wollen Sie offensichtlich 
gar nicht wahrhaben. Uns als Union ist das wichtig.

Wir wollen das im Übrigen nicht nur bis zum Jahr 2030 
haben. Der Kollege Fiedler hat sich für die SPD in der 
letzten Woche in der Rechtsausschussberatung ähnlich 
eingelassen. Aber es ist wie so häufig bei der SPD: Es 
wird viel geredet und wenig gehandelt. Bei uns ist es 
anders: Wir sind berechenbar, wir machen da kein großes 
Brimborium.

(Zuruf des Abg. Manuel Höferlin [FDP])

Wir sagen das, was wir wollen, bereits seit einem Jahr, 
sind handlungsfähig; und Sie haben sich dem verweigert.

Meine Damen und Herren, wir werden als eine der 
ersten Maßnahmen nach einer erfolgreichen Bundestags-
wahl im Februar nächsten Jahres die Entfristung dieser 
Telekommunikationsüberwachungseingriffsmöglichkeit 
veranlassen, weil wir unsere Justizbehörden entlasten 
wollen, weil wir ihnen Sicherheit geben wollen und 
weil es der Bekämpfung von Verbrechen dient. Meine 
Damen und Herren, wir stimmen heute zu, wir hätten es 
vor einer Woche gemacht, wir hätten es vor einem halben 
Jahr gemacht.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katja Mast 
[SPD]: Sie haben es letzte Woche abgesetzt!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Anne Monika Spallek.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Dr. Anne Monika Spallek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gäste! Ich freue mich wirklich sehr, dass 
die aufgrund der Grundsteuerreform – wir haben es ge-
hört – notwendig gewordenen Anpassungen in der Höfe-
ordnung in guter Zusammenarbeit mit den Bauernverbän-
den und den Ländern jetzt vorgenommen werden 
konnten. So kann sie fristgerecht zum 1. Januar 2025 
starten. Sie ist wirklich wichtig, da sie, wie erwähnt, im 
Erbfall die wirtschaftliche Existenz der Höfe bewahrt.

Warum ist das wichtig? Landwirtschaft ist systemrele-
vant, die Höfe sind systemrelevant.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Jeder Hof zählt für eine dezentrale, resiliente und vor 
allem unabhängige Lebensmittelversorgung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Erinnern wir noch mal an das Thema Gas: Es sollte uns 
bei dem Thema Ernährung nicht passieren, dass wir uns 
so abhängig vom Ausland machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen ist die Höfeordnung wichtig.
Der Grundsteuerwert des Hofes kann jetzt sehr einfach 

berechnet werden, indem er mit einem Faktor von 0,6 
multipliziert wird. Die AfD beantragt hier einen niedrige-
ren Faktor und hat wohl die Expertengutachten nicht 
gelesen. Auch die Verbände befürworten unser Vorhaben; 
denn Schulden, die auf einem Hof lasten, können künftig 
zu vier Fünfteln vom Hofwert abgezogen werden statt 
wie bisher nur zu zwei Dritteln. Die AfD hat das wohl 
nicht gelesen und stellt hier wieder Anträge, stets nach 
dem Motto: Einfach mal dagegen sein, auch wenn die 
Fakten ganz anders sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Bernd 
Schattner [AfD]: Bei eurem Scheiß kann man 
nur dagegen sein!)

Wichtig ist aber, festzustellen, dass sich in den letzten 
Jahren das Höfesterben deutlich verlangsamt hat. Wäh-
rend zwischen 2010 und 2013 jährlich durchschnittlich 
4 700 Betriebe pro Jahr aufgegeben haben, hat sich die 
Anzahl bis 2020 auf jährlich 3 200 Betriebe und zuletzt, 
von 2020 bis 2023 – da haben wir auch schon mitregiert –, 
sogar auf 2 600 Betriebe pro Jahr reduziert.

(Bernd Schattner [AfD]: Gibt auch kaum noch 
welche!)

Das sind zwar immer noch zu viele, aber es sind immer-
hin 2 000 Betriebe jährlich weniger als noch vor zehn 
Jahren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und die Anzahl der Biobetriebe steigt kontinuierlich: von 
2020 bis 2023 um 10 Prozent. Die ökologisch bewirt-
schaftete Fläche nimmt zu, sogar um 16 Prozent. Auch 
darum ist das Höfesterben geringer geworden.

Und noch eine erfreuliche Nachricht: Die Anzahl der 
Auszubildenden in der Landwirtschaft stieg in 2023 so-
gar um 345 im Vergleich zum Jahr davor, also 2022. Was 
mich besonders freut: Der Frauenanteil unter den Aus-
zubildenden wächst seit Jahren und liegt heute bei 22 Pro-
zent.

Das sind doch alles wirklich erfreuliche Nachrichten. 
Da wurde in den letzten Jahren unter einem grünen Land-
wirtschaftsminister, Cem Özdemir, und der Ampelkoali-
tion doch einiges richtig gemacht. Ich freue mich sehr, 
das hier sagen zu können.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Philipp Hartewig.
(Beifall bei der FDP)

Philipp Hartewig (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Auch wenn 
das Thema Höfeordnung heute Morgen in der Primetime 
teilweise etwas belächelt wird, so ist es doch ein sinn-
volles kleines Paket, das heute in zweiter und dritter 
Lesung beraten und verabschiedet wird.

Zunächst noch einmal zur Erklärung, was wir heute 
eigentlich beschließen. Die Änderung der Höfeordnung 
leistet einen wesentlichen Beitrag zur Entlastung der 
Hoferben. Inhalt der Höfeordnung ist die Regelung des 
erbrechtlichen Umgangs mit Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft, insbesondere mit Blick auf die Höhe 
der Abfindung der weichenden Erben.

Aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
aus dem Frühjahr 2018 kann ab Januar 2025 die entspre-
chende Berechnung der Abfindung nicht mehr über die 
sogenannte Einheitswertbestimmung erfolgen. Eine Än-
derung der Höfeordnung ist daher notwendig. Mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf wird nun der Grundsteuer-
wert mit einem Modifikator als Bemessungsgrundlage 
angesetzt. Um den Abfindungsanspruch der weichenden 
Erben bei einem Hofübergang im Erbfall zu reduzieren, 
werden somit nur 60 Prozent des letzten Grundsteuer-
werts genutzt.

Diese Regelung stellt eine faire Lösung für alle Betei-
ligten dar, welche insbesondere auch die Erben nicht 
übermäßig belastet, diese vor unwägbaren Finanzrisiken 
schützt und somit den generationenübergreifenden Fort-
bestand bäuerlicher Betriebe gewährleistet. Der Gesetz-
entwurf ist daher auch ein Bekenntnis zu unseren Land- 
und Forstwirten. Wir stehen an ihrer Seite. Vielen Dank 
für ihren täglichen Einsatz!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme nun zum zweiten Punkt des Änderungs-
antrags: zur Telekommunikationsüberwachung, zur so-
genannten TKÜ, beim Wohnungseinbruchdiebstahl. 
Konkret geht es um die Möglichkeit der Überwachung 
von Telekommunikation bei Wohnungseinbruchdiebstahl 
nach § 100a Absatz 2 Nummer 1j der Strafprozessord-
nung. Die derzeitige Regelung enthält eine Befristung bis 
zum 12. Dezember dieses Jahres; der Gesetzentwurf sieht 
eine Verlängerung bis zum 1. Januar 2030 vor.

Die Telekommunikationsüberwachung ist dabei eine 
äußerst tiefgreifende, sensible Eingriffsmaßnahme in 
den höchstpersönlichen Lebensbereich, in die innerste 
Privatsphäre der Betroffenen, welche insbesondere von 
Artikel 10 Grundgesetz, konkret: vom Fernmeldegeheim-
nis, geschützt wird.

(Zuruf des Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/ 
CSU])

Gleichzeitig – auch hier sind wir uns wohl alle einig – 
beeinträchtigen gerade Wohnungseinbruchdiebstähle das 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung und noch viel mehr 
der Opfer dieser Taten in erheblicher Weise. Um den 
Ermittlern im Angesicht der wachsenden Professionalität 
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der Täter ein durchschlagskräftiges Instrument an die 
Hand zu geben, ist daher die Verlängerung der Befug-
nisse auch aus unserer Sicht eine richtige Entscheidung.

Nun aber zur Befristung, weil Kollege Müller es an-
gesprochen hat. Die Regelung wurde in der vergangenen 
Legislaturperiode befristet eingeführt mit einem Evalua-
tionserfordernis. Diese Evaluation ist aufgrund der Aus-
wirkungen der Coronapandemie – in der Zeit gab es kaum 
Wohnungseinbruchdiebstähle – kaum aussagekräftig und 
kaum brauchbar, um eine Antwort auf die Frage nach der 
Rechtfertigung der beschriebenen Eingriffe in die Privat-
sphäre der Betroffenen – dies betrifft Artikel 10 Grund-
gesetz – zu finden.

Bezeichnend ist auch: Sie von der Union haben an-
gesprochen, dass Sie Ihre Anträge gestellt haben, schon 
bevor die Evaluation überhaupt vorlag. In den Anträgen 
stand auch: Es braucht gar keine neue Evaluation; das 
wäre viel zu aufwendig. – Uns als Freien Demokraten 
geht es bei Grundrechtseingriffen nicht um den Kosten- 
Nutzen-Aufwand, sondern wir fragen bei der Evaluation: 
„Wie ist der Eingriff?“, und treffen daraufhin eine Ab-
wägung. Da unterscheiden wir uns wohl maßgeblich.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Verhältnis-
mäßigkeitsprüfung findet ohnehin statt!)

Der hier gefundene Kompromiss einer Verlängerung 
mit erneuter Befristung trägt die Handschrift der Achtung 
vor dem Rechtsstaat und unserer Verfassung einerseits 
und des Schutzes der Opfer dieser Taten und der An-
erkennung ihres Leidens andererseits. Ich freue mich da-
her auf die breit angekündigte Zustimmung zum Gesetz-
entwurf, weil sie ja auch Ausdruck des Stellenwertes des 
Eigentumsschutzes hier im Haus ist.

Die letzten Sekunden möchte ich nutzen – wir wissen 
ja nicht, wie viele rechtspolitische Debatten wir in dieser 
Legislatur noch führen –, um mich bei allen Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Rechtsausschuss für die gute Zu-
sammenarbeit in dieser Legislatur zu bedanken, und ich 
möchte mahnend mit einem Zitat von Theodor Heuss 
enden:

„… die äußere Freiheit der Vielen lebt aus der in-
neren Freiheit der Einzelnen.“

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion Bernd 

Schattner.
(Beifall bei der AfD)

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Frau Spallek, es ist ganz wunderbar, was Sie als 
Erfolg dieser Koalition verkaufen. Wir hatten es gestern 

mal zufällig durchgerechnet: In diesen drei Jahren sind 
jeden Tag sieben Höfe gestorben. Sieben Höfe weniger 
jeden Tag dank Rot-Grün – vielen Dank dafür!

(Dr. Anne Monika Spallek [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Habe ich gerade alles zu gesagt! 
Sie haben mir nicht zugehört!)

Heute erleben wir eine Besonderheit. Dieser Gesetz-
entwurf ist ja die einzige Vorlage, die es heute überhaupt 
mit Aussprache auf die Tagesordnung geschafft hat. Was 
sagt uns das? Erst mal, dass weder die Ampel noch die 
CDU ein Interesse daran hat, dieses Land voranzubrin-
gen; sonst hätte man ja nicht nahezu alle Anträge und 
Gesetzentwürfe von der Tagesordnung genommen. Es 
sagt uns aber auch, dass es zu diesem Gesetzentwurf 
eine große Einigkeit geben muss, und das verwundert 
doch sehr.

Bei diesem Gesetzentwurf geht es um die sogenannte 
Höfeordnung, die eine partielle Bundesrichtlinie zur Ver-
erbung von landwirtschaftlichen Familienbetrieben in 
Deutschland regelt. Pünktlich zur Grundsteuerreform, 
die alle Grundstücke in Deutschland neu bewertet, wird 
die Aussicht von Junglandwirten, mit leistbarem finan-
ziellem Aufwand ihren elterlichen Betrieb zu überneh-
men, wieder schwieriger.

Diese Resterampe der Bundesregierung fordert, den 
Grundsteuerwert auf 60 Prozent zu schätzen. Wir da-
gegen stellen die Forderung, den Grundsteuerwert des 
Hofes auf lediglich 40 Prozent zu schätzen,

(Dr. Anne Monika Spallek [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Total faktenfrei! Gegen alle Gut-
achten! Einfach mal etwas ausdenken!)

um den potenziellen Hofnachfolgern und Junglandwirten 
eine bessere finanzielle Planbarkeit bei der Hofüber-
nahme zu geben.

(Beifall bei der AfD)
An dieser Stelle ergibt sich für mich die Frage, warum 

dieses Gesetz überhaupt ausgerechnet heute behandelt 
werden muss. Wie viele Grundstücke wurden denn über-
haupt schon neu bewertet? Glaubt man den Aussagen der 
Finanzämter, so sind gerade einmal 25 Prozent aller 
Grundstücke aktuell neu bewertet.

Wäre es da nicht viel sinnvoller gewesen, man hätte 
abgewartet, bis die Bewertung tatsächlich abgeschlossen 
ist, bis konkrete Zahlen auf dem Tisch liegen, um dann 
eine Entscheidung zu treffen? Apropos Entscheidung: 
Wenn heute schon eine Entscheidung getroffen werden 
soll, warum dann nicht eine konservative für Bäuerinnen 
und Bauern? Eine 40-Prozent-Belastung würde diese we-
sentlich mehr entlasten als aktuell vorgesehen.

(Beifall bei der AfD)
Aber lieber versteckt sich die CDU hinter ihrer Brand-
mauer, als dass eine echte konservative Mehrheit in die-
sem Haus von Union, FDP und AfD etwas Gutes für 
unsere Landwirte umsetzt und für unseren Änderungs-
antrag stimmt.

Da aber sowieso fast alle Tagesordnungspunkte abge-
setzt wurden und der Bundestag bis Anfang März nahezu 
arbeitsunfähig sein wird, sollte sich jeder Wähler nun 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 200. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2024                                                                                                                                                                                          25943 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Philipp Hartewig 



überlegen, ob er einer möglichen Regierung aus Schwarz, 
Rot oder Grün die Stimme gibt. Denn eins ist klar: Wäh-
rend die ehemalige Ampelkoalition und die Union den 
kompletten Arbeitsplan des Bundestages ignorieren und 
keine eigenen Anträge mehr einbringen, sind wir die ein-
zige Partei, die arbeiten will.

(Beifall bei der AfD)
Die AfD will weiterhin Politik für Deutschland machen. 
Denn gerade jetzt wäre die Zeit dafür gekommen, Anträ-
gen der echten Opposition zuzustimmen und den Bürgern 
in Deutschland wieder Hoffnung zu geben.

(Manuel Höferlin [FDP]: Ihr habt drei Jahre 
nicht gearbeitet!)

Hier ein paar Beispiele, wie es allein in dieser Woche 
möglich gewesen wäre, die Wirtschaft zu stabilisieren 
sowie eine zukünftige günstige Energieversorgung zu 
gewährleisten: Forderung nach Abschaffung der CO2- 
Steuer – von der Tagesordnung genommen; Abschaffung 
des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes – von der Ta-
gesordnung genommen; Wiederaufnahme der Atom-
kraft – von der Tagesordnung genommen. Allein durch 
diese Beschlüsse hätten wir die Rezession bekämpfen 
und den Wohlstand in unser Land zurückbringen können.

(Beifall bei der AfD)
Aber warum kann man diesen Anträgen nicht zustim-

men? Richtig, weil sie von der AfD kommen und die 
CDU ja ihre Brandmauer hat. Liebe Kollegen der CDU, 
vielleicht eine naive Frage: Mit welcher Fraktion im 
neuen Bundestag wollen Sie eigentlich eine neue konser-
vative Politik im Land machen? Ich weiß, Herr Merz 
möchte gern die Grünen; das ist ja sein Wunschpartner.

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Wo haben Sie das 
denn gehört?)

Aber wo bitte ist diese Partei konservativ, und wo denkt 
diese Partei an die deutschen Bürger? Immerhin 20 Pro-
zent in diesem Land denken zum Glück anders, und es 
werden täglich mehr. Wer als Bürger dann noch immer 
nicht mitbekommen hat, wer hier die wahren Demokra-
tiefeinde sind, der ist entweder blind, taub oder sitzt auf 
dieser Regierungsbank.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, in den drei Jahren mit der 

vergangenen Regierung wurde erreicht, dass man in 
Deutschland zwar einmal im Jahr sein Geschlecht wech-
seln kann, aber für seine freie Meinung bestraft wird. 
Darauf können Sie wirklich stolz sein. Wir freuen uns 
auf den 23. Februar.

Ich bedanke mich bei meiner Fraktion für die gute 
Zusammenarbeit in den letzten drei Jahren –

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Bernd Schattner (AfD):
– und freue mich darauf, wenn wir in doppelter Stärke 

hier wieder neu einziehen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Sebastian Fiedler.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Fiedler (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Müller, der 
Unterschied zu dem, was wir gerade gehört haben, und 
uns ist – das will ich deutlich machen –: Wir sind in der 
Verantwortung und Sie in der Opposition.

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch!)

Da können Sie viel erzählen und viel aufschreiben; das 
macht es ein bisschen leichter. Ich finde das ganz interes-
sant und erwähne es aus einem Grund: Wenn Sie der 
Kollegin Mittag zugehört hätten, wüssten Sie, dass es 
2018 das Urteil gab. Ich glaube, die Landwirtschafts-
ministerin hieß da Julia Klöckner. Wenn Sie also hier 
sagen, man könne das alles machen: Warum haben Sie 
es dann nicht schon vorher gemacht? Wir machen es jetzt 
jedenfalls.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Philipp Hartewig [FDP] – Carsten Müller 
[Braunschweig] [CDU/CSU]: Sie machen es 
gar nicht!)

Herr Kollege Hartewig, ich finde es gut, dass Sie an die 
psychische Situation von Leuten denken – ich möchte 
mich jetzt mit dem Wohnungseinbruchdiebstahl beschäf-
tigen –, die telefonüberwacht werden. Ich möchte den 
Blick allerdings zuerst auf diejenigen richten, die Opfer 
eines Wohnungseinbruchs werden; an diese Personen 
müssen wir vor allen Dingen denken. Mit einem Woh-
nungseinbruch gehen nämlich erhebliche psychische Be-
lastungen einher. Viele Betroffene fühlen sich in ihrer 
Wohnung nicht mehr sicher, weil sie so in ihrer Privat-
sphäre verletzt worden sind, dass sie umziehen wollen.

Deswegen war es richtig, dass der Gesetzgeber 2017 
aus dem Einbruch in Privatwohnungen einen Verbre-
chenstatbestand gemacht hat und 2019 die Norm, über 
die wir heute reden, nämlich die Telefonüberwachung, 
ermöglicht worden ist, allerdings mit Befristung und Eva-
luation. Wir haben Datenmaterial dazu.

Um es klar zu sagen: Meine Fraktion hätte sich vor-
stellen können, auf die Evaluation und Befristung zu ver-
zichten.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Nicht reden, sondern handeln!)

Aber so ist das: Wenn man Verantwortung trägt, Herr 
Müller, dann muss man Kompromisse machen, damit 
man zu einem Ergebnis kommt wie dem, über das wir 
heute Gott sei Dank diskutieren. Ich bin nämlich froh 
darüber, dass die Norm weiterläuft. Das ist das Entschei-
dende.

(Beifall bei der SPD)
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Wir wissen aus der Anhörung, dass es ein erfolgver-
sprechendes Mittel zur Aufklärung ist und dass die Er-
mittlungsbehörden mit großem Augenmaß damit umge-
hen. Zugleich ist die Maßnahme aber eben auch wirklich 
Schlüssel zum Erfolg.

Ich will in die Zukunft gerichtet sagen: Die geringen 
Fallzahlen sind allein auch deswegen keine Über-
raschung, weil das Personal gar nicht dafür da ist, um 
ausufernd Telefonüberwachungen durchzuführen. Ich 
will das mit einem markanten Satz unterlegen – in der 
Zukunft werden wir darüber hoffentlich noch häufiger 
diskutieren –: Die deutsche Strafjustiz – dafür sind haupt-
sächlich die Länder verantwortlich – steht in vielen Be-
reichen kurz vor dem Kollaps. – Schon allein deswegen 
müssen wir jede zusätzliche Belastung unterlassen. Der 
Richterbund hat gewarnt: 2023 gab es 900 000 unerle-
digte Verfahren. Das bedeutet für Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte – ich habe mit vielen aus Nordrhein-West-
falen gesprochen –, dass in allgemeinen Abteilungen 300 
bis 400 unerledigte Verfahren dauerhaft zu bearbeiten 
sind. Das ist die Situation der Strafjustiz in den Ländern.

Deswegen sage ich an dieser Stelle am Ende der Le-
gislaturperiode noch ein weiteres Mal einen herzlichen 
Dank an all diejenigen, die sich in der Strafverfolgung 
bei der Polizei, bei den Strafverfolgungsbehörden, bei 
den Staatsanwaltschaften, bei den Gerichten, bei den Ge-
schäftsstellen so gut engagieren. Dafür können wir dank-
bar sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Kriminalitätsbelastung hat unterschiedliche Ge-
sichtspunkte. Ein Parforceritt durch dieses Feld: Hass 
und Hetze ist ein riesengroßes Thema; Organisierte Kri-
minalität; Tausende von Verfahren, die aus Encrochat- 
Ermittlungen resultieren; Wirtschafts- und Finanzkrimi-
nalität. Politisch motivierte Kriminalität wird hier Gott 
sei Dank häufig diskutiert. Cybercrime ist ebenfalls ein 
riesengroßes Thema: Verlagerung der Kriminalität ins 
Netz und das pandemische Ausmaß von sexualisierter 
Gewalt an Kindern und die Verbreitung dieser Darstel-
lungen. Und dann kommt ein Satz hinzu, der uns hier zu 
denken geben muss – ich zitiere den ehemaligen Landes-
kriminaldirektor von Nordrhein-Westfalen anlässlich ei-
ner öffentlichen Anhörung des Landtags von NRW –:

„Die rechtliche Komplexität polizeilicher Befug-
nisse und Maßnahmen hat erheblich zugenommen. 
Die Anforderungen an die Anordnung, Durchfüh-
rung und Dokumentation kriminalpolizeilicher 
Maßnahmen werden immer komplexer und aufwän-
diger.“

Das ist ein Riesenproblem. Deswegen müssen wir in der 
Zukunft über folgende Gesichtspunkte diskutieren, und 
zwar besser noch, als das eine Kommission in der Ver-
gangenheit schon mal gemacht hat:

Die Strafverfahren müssen effizienter und effektiver 
ausgestaltet werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hier dürfen keine Denkverbote bestehen. Das Legalitäts-
prinzip in der jetzigen Ausgestaltung führt eben dazu, 
dass – egal bei welchen Verfahren – Verfahren in dem 
Sinne gleichbehandelt werden müssen, dass eine umfas-
sende Sachverhaltsaufklärung vorzunehmen ist.

Das führt in der Ausgestaltung unter anderem dazu, 
dass die Schiedsstellen, eine wirklich hervorragende 
und großartige Einrichtung in Deutschland, immer weni-
ger zu tun haben. Also reden wir darüber, wie wir die 
Schiedsstellen stärken können! Es ist für den gesell-
schaftlichen Frieden viel mehr wert, wenn bei Schieds-
stellen einfache Verfahren behandelt werden, als wenn 
routinemäßig der Einstellungsbescheid der Staatsanwalt-
schaft erfolgen muss.

Auch auf Rechtsmittelverfahren sollten wir gucken, 
auf die Tatsacheninstanzen: bei einfachen, kleinen Geld-
strafen zwei Tatsacheninstanzen, bei Landgerichten nur 
eine. Die Staatsanwaltschaften sind so überlastet, dass sie 
sich nicht trauen, Revision einzulegen.

Warum erzähle ich das alles? Am Ende geht es um die 
Attraktivität dieser Berufsbilder. Wir brauchen enga-
gierte Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, Richterinnen 
und Richter, Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte. Und 
wenn die Rahmenbedingungen der Arbeit stark durch 
Überlastung geprägt sind, haben wir ein großes Problem.

Da geht es nicht nur darum, dass die Bezahlung in den 
Ländern verbessert werden muss, sondern es geht ins-
besondere auch um die Rahmenbedingungen der Arbeit. 
Da will ich etwas hinzufügen, was das auch bedeutet: Das 
Fehlen entsprechender Ermittlungsinstrumente darf nicht 
zu Frustrationen bei der Arbeit führen. Auch wir werden 
uns weiter für IP-Adressen-Speicherung einsetzen und 
dieses Beispiel in der Zukunft noch mal thematisieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Susanne Mittag [SPD])

Wir brauchen ja viele Bewerberinnen und Bewerber. 
Und ich kann aus meiner Überzeugung nur sagen: Diese 
Berufsbilder gehören zu den tollsten der Welt; ich würde 
jederzeit wieder den Beruf bei der Kripo ergreifen.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Richtig, die Einstellungspolitik hat sich geändert; viel 
ist da getan geworden.

Also denken Sie daran: Tatort ist nicht nur sonntags!
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Irene 

Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Volker Ullrich.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Es gibt in Deutschland unterschiedliche Rechts-
kreise und Rechtstraditionen zur Frage des Erbrechts bei 
landwirtschaftlichen Betrieben. Mit der Höfeordnung 
heute wird für den nordwestdeutschen Rechtskreis die 
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Frage der Bewertung neu – und ich füge hinzu: vernünf-
tig – geregelt. Aber wenn es nur um landwirtschaftliche 
Betriebe ginge, hätte meine Fraktion mich nicht als Red-
ner benannt.

(Zurufe von der CDU/CSU: Och! – Na ja! – 
Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Mach dich nicht kleiner, als du bist!)

– Man weiß es nicht.
(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 

Doch, ich glaube schon!)
Ich spreche also zu dem Thema Strafprozessordnung. 

Wir müssen uns in der nächsten Wahlperiode schon mal 
ein Stück weit darüber unterhalten, ob es wirklich sinn-
voll ist, Gesetze so zu gestalten, dass wir zur Höfeord-
nung die Strafprozessordnung hinzunehmen. Eigentlich 
hätte sie eine eigenständige Debatte und ein eigenständi-
ges Gesetz verdient. Diese Praxis der Omnibusgesetze ist 
dem Parlament nicht angemessen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist richtig, dass in der Strafprozessordnung die Tele-

kommunikationsüberwachung bei Wohnungseinbruch-
diebstahl verlängert wird. Wohnungseinbruchdiebstahl 
ist ein schwerwiegendes Delikt. Ich bitte Sie, dass Sie 
das aus den Augen der Opfer sehen: Wer Opfer eines 
Wohnungseinbruchdiebstahls geworden ist, ist oftmals 
traumatisiert, fühlt sich gedemütigt, entwürdigt, ist sich 
in seinen eigenen vier Wänden nicht mehr sicher.

Der Rechtsstaat hat die Aufgabe, diese Straftaten zu 
verhindern und zur Aufklärung beizutragen. Wer mit 
Menschen aus der Praxis spricht, der bekommt die Ant-
wort, dass Telekommunikationsüberwachung oftmals der 
einzige Ermittlungsansatz ist. Deswegen war es fast fahr-
lässig, dass hier so lange gezögert wurde, dass wir diese 
Frist erst jetzt verlängern können. Wir hätten das schon 
längst tun müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Manuel Höferlin 
[FDP]: Was hätte das geändert?)

Wir müssen das auch nicht weiter befristen. Übrigens: 
Diese Idee, Fristen einzuführen, ist dem Parlament ohne-
hin fremd;

(Widerspruch bei der FDP)
denn das Parlament kann jederzeit ein Gesetz aufheben 
oder neu einführen.

(Zuruf von der FDP)
Diese Frist ist jetzt ein Kompromiss der Noch-Ampel. 
Wir kündigen aber an, dass wir es entfristen werden, 
weil wir dieses Instrument brauchen und weil wir bei 
der Frage auch grundrechtsschonend unterwegs sind.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Grundrechtsprüfung findet doch nicht mit der Be-

fristung statt, sondern die Angelegenheit ist grundrechts-
schonend, weil die Verhältnismäßigkeitsprüfung bei den 
Amtsgerichten, die über die Maßnahme entscheiden, 
stattfindet. Und bei Wohnungseinbruchdiebstahl ist es 
verhältnismäßig, dass eine Telekommunikationsüber-
wachung stattfindet. Dazu stehen wir.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen das Instrument auch für andere Delikts-
bereiche. Gerade ältere Menschen werden Opfer von 
Trickbetrug, zum Beispiel von sogenannten Enkeltrick-
betrügereien. Auch dort wäre die Telekommunikations-
überwachung ein gutes Mittel, um Ermittlungsansätze zu 
haben.

Wir werden auch nicht ruhen beim Thema des schwe-
ren sexuellen Missbrauchs von Kindern. Gerade bei bild-
lichen Darstellungen sind IP-Adressen der einzige Er-
mittlungsansatz. Die Speicherpflicht wollen wir in die 
Strafprozessordnung aufnehmen, weil ohne die IP-Adres-
sen-Speicherung der Rechtsstaat in diesem Bereich seine 
Arbeit nicht vollumfänglich tun kann. Deswegen stehen 
wir für IP-Adressen-Speicherung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir werden heute aber diesem Gesetz, weil es für die 

Strafverfolgungsbehörden einen Fortschritt darstellt, zu-
stimmen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Helge Limburg.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die heutige Debatte zur befristeten Ver-
längerung der Telekommunikationsüberwachung beim 
Wohnungseinbruch ist ein ganzes Stück weit bezeich-
nend und stellvertretend für die Art, wie rechtspolitische 
Debatten in den letzten Jahren leider viel zu oft in diesem 
Land geführt worden sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. 
Benjamin Strasser [FDP])

Union und SPD beschreiben, wie schlimm ein Woh-
nungseinbruchdiebstahl ist. Und das ist so, keine Frage. 
Ein Wohnungseinbruchdiebstahl ist mit erheblichen Be-
lastungen für die Opfer verbunden. Daraus leiten Sie 
dann ab, obwohl es diesen Zusammenhang zwischen 
dem Leid der Opfer und der Maßnahme so einfach nicht 
gibt, dass Sie beliebig diese Grundrechtseingriffe unbe-
fristet verlängern müssen. Meine Damen und Herren, das 
hat mit seriöser Rechtspolitik nichts zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Wenn Sie Opfer unterstützen wollen, stärken Sie die 
Opferhilfe und die Beratung. Aber bei Ermittlungsbefug-
nissen können Sie doch nicht einfach immer wieder da-
rüber hinweggehen, dass diese – das ist im Rechtsstaat 
naturgemäß so – immer auch unschuldige Menschen tref-
fen. Ermittlungsmaßnahmen sind ja gerade dazu da, um 
herauszufinden, ob und gegebenenfalls von wem eine 
Straftat begangen wurde. Deswegen muss bei der Ein-
führung und bei der Verlängerung von Ermittlungsmaß-
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nahmen schon immer genau abgewogen werden zwi-
schen dem Strafverfolgungsinteresse des Rechtsstaates 
und den Schutzverpflichtungen des Rechtsstaates für un-
schuldige Betroffene. Diese Abwägung wollen oder kön-
nen Union und SPD zusammen nicht ausführen. Und 
darum bin ich froh, dass sie in den letzten Jahren nicht 
mehr zusammen regiert haben. Es hätte den Bürgerrech-
ten in diesem Land schlechtgetan, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die befristete Einführung war richtig, und zwar, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Union, um eine Eva-
luation durchzuführen: Brauchen wir das Instrument tat-
sächlich?

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Ist doch 
Quatsch!)

Nun können Sie ja nicht ernsthaft bestreiten, dass wäh-
rend der Coronapandemie eine seriöse Aussage darüber, 
was für den Rückgang der Wohnungseinbrüche verant-
wortlich war, nicht hätte stattfinden können. Darum war 
der gefundene Kompromiss genau richtig, zu sagen: In 
Wahrheit haben wir gar keine Datengrundlage, um eine 
Bewertung zu treffen; deswegen verlängern wir nur be-
fristet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Josephine Ortleb [SPD])

Meine Damen und Herren, damit das hier nicht ver-
mischt wird, schon noch mal der folgende Hinweis: Im 
Falle einer bandenmäßigen Begehung des Wohnungsein-
bruches ist eine Telekommunikationsüberwachung auch 
ohne den heutigen Gesetzentwurf möglich. Sie wollen ja 
die Telekommunikationsüberwachung auch bei dem 
durch eine Einzelperson verübten Wohnungseinbruch-
diebstahl unbefristet verlängern.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Ja!)

Und Sie haben bis heute nicht erklären können, mit wel-
cher anderen Person dieser Einzeltäter denn telefonieren 
soll, um die Straftat nachzuweisen. Auch das hat mit 
seriöser Betrachtung der Situation nichts zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Nein, liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich 
schauen wir nach vorne. Aber dieser kleine Rückblick 
sei noch gestattet: Im Bereich der Rechtspolitik, ins-
besondere der Bürgerrechtspolitik, war es gut und wich-
tig, dass FDP und Grüne gemeinsam hier immer für Ab-
wägung zwischen Strafverfolgungsinteressen und 
Grundrechten unbescholtener Bürgerinnen und Bürger 
gestritten haben.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Anmaßend!)

Ihre Reden von Union und SPD heute zeigen, dass das 
auch in den kommenden Jahren notwendig sein wird. Die 
Bürgerrechte dürfen in diesem Land nicht immer wieder 
untergepflügt und übergebügelt werden, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Was ist 
mit den Opfern? Ein Schlag ins Gesicht für die 
Opfer! – Carsten Müller [Braunschweig] 
[CDU/CSU]: Sie stehen ja auf der Seite des 
Verbrechens!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Clara Bünger.

(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Seit einer Woche wird hier über Neuwahlen ge-
stritten – dabei brennen draußen die Probleme. Herr 
Scholz sagte gestern in seiner Erklärung, dass wir hier 
im Bundestag noch ganz wichtige Dinge abschließen 
würden. Da müsste man als Bürger ja denken: Endlich 
kommt da etwas, das den Menschen wirklich hilft, wie 
eine Rentenerhöhung oder eine wirksame Mietenbremse.

(Beifall bei der Linken)

Wir als Linke haben genau das beantragt: ein Gesetz 
gegen Mietwucher, gegen die explodierenden Mieten in 
Städten wie Leipzig und Dresden. Das war Ihnen aber 
nicht wichtig genug. Sie, also die alte Ampel plus Union, 
haben sogar verhindert, dass wir unseren Gesetzentwurf 
debattieren konnten. Und was haben Sie als ganz wichti-
ges Ding aufgesetzt? Die Höfeordnung.

(Hans-Jürgen Thies [CDU/CSU]: Ja! – 
Susanne Mittag [SPD]: Stimmt auch!)

Damit ignorieren Sie die Nöte der Mehrheit der Men-
schen in diesem Land,

(Philipp Hartewig [FDP]: Das ist falsch!)

die uns in dieses Haus gewählt haben.

(Beifall bei der Linken)

Denn während die Mieten von Unternehmen wie Vonovia 
erhöht werden und die Altersarmut steigt und immer 
weiter steigt, setzen Sie lieber auf einen Tagesordnungs-
punkt, der zwar wichtig ist, aber nur wenig Menschen 
hier in Deutschland betrifft und der im Ausschuss, anders 
als das hier gesagt wurde, überhaupt kein Thema war. 
Niemand hat zur Höfeordnung gesprochen.

(Bernd Schattner [AfD]: Bauern scheinen 
Ihnen nicht so wichtig zu sein! – Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
stimmt nicht! Im Rechtsausschuss ist über die 
Höfeordnung gesprochen worden! – Carsten 
Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: Sie ha-
ben es nur nicht mitbekommen! Sie sind doch 
auch nie im Ausschuss! Sie fehlen ja regel-
mäßig!)

– Ich war im Ausschuss, Herr Müller.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Sie verfolgen es gar nicht, nein!)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 200. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. November 2024                                                                                                                                                                                          25947 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Helge Limburg 



Die Höfeordnung war da kein Thema, und Sie wissen das 
genau.

(Philipp Hartewig [FDP]: Doch! – Carsten 
Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: Gucken 
Sie mal auf die Tagesordnung der letzten Wo-
che!)

Aber damit nicht genug: Sie haben hinter der Höfe-
ordnung noch einen Grundrechtseingriff versteckt. Im 
Politiksprech heißt das Omnibusantrag, in dem man 
zwei Dinge miteinander verbindet, die nichts miteinander 
zu tun haben.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Besser Omnibus als Porsche!)

Dahinter steckt ein erheblicher Grundrechtseingriff, der 
jetzt verlängert werden soll: die Telekommunikations-
überwachung. Diese Überwachung bringt Staatstrojaner 
auf die Geräte der Bürgerinnen und Bürger, ist rechtlich 
fragwürdig und in der Praxis kaum genutzt: anders als 
Herr Ullrich das hier gesagt hat nämlich in nur 0,08 bis 
3,07 Prozent der Fälle. Wenn die Polizei das selber kaum 
nutzt, –

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Clara Bünger (Die Linke):
– wenn es nicht gebraucht wird, dann ist es doch über-

flüssig.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Weil sie sorgfältig mit dem Grundrechtsein-
griff umgeht! Umsicht! Einzelfallabhängig! 
Alles, was Sie ignorieren!)

Warum reden wir hier darüber?

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss!

Clara Bünger (Die Linke):
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Menschen da 

draußen erwarten von uns, dass wir uns um ihre Probleme 
kümmern.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Sie sind doch leider im Rechtsstaat noch gar 
nicht angekommen!)

Und Sie sollten sich erinnern, wem wir in diesem Hause 
verpflichtet sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe BSW Amira 

Mohamed Ali.

(Beifall beim BSW)

Amira Mohamed Ali (BSW):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Die vorliegende Regelung zur Höfeordnung fin-
den wir richtig. Wir werden entsprechend zustimmen. 
Unsere Landwirtschaft hat aber auch andere Probleme, 
die endlich angegangen werden müssen. In den letzten 
zehn Jahren haben in Deutschland über 30 000 landwirt-
schaftliche Betriebe aufgeben müssen. Die Zahl der Be-
triebe wird sich bis 2040 noch einmal halbieren, wenn die 
Politik nicht endlich gegensteuert.

(Dr. Anne Monika Spallek [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gut, dass wir gegengesteuert ha-
ben!)

Aber das hat weder die Ampelregierung noch die unions-
geführte Vorgängerregierung getan.

Nach wie vor brechen Betriebe unter dem Preisdruck 
des Lebensmitteleinzelhandels und des Weltmarktes zu-
sammen. Nach wie vor werden Landwirtinnen und Land-
wirte von überbordender Bürokratie erdrückt. Und nach 
wie vor werden die Preise für Böden durch Spekulanten 
in die Höhe getrieben. Das muss sich endlich ändern, 
Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall beim BSW)

Heute geht es aber auch um die Strafprozessordnung, 
konkret zum Beispiel um die Befugnisse der Polizei nach 
Wohnungseinbrüchen. Es geht um weitreichende Ein-
griffe in Grund- und Freiheitsrechte der Bürgerinnen 
und Bürger. Dass Sie so ein Thema bei der Höfeordnung 
einfach mal dazulegen, damit das hier so unbemerkt 
durchrutschen kann, das geht wirklich nicht.

(Beifall beim BSW)

Es braucht doch dazu eine ausführliche Debatte. Es 
braucht eine fundierte Abwägung zwischen den Befug-
nissen der Polizei und den Grundrechten der Bürgerinnen 
und Bürger. Wir werden trotzdem zustimmen,

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Sie haben doch gar nicht teilgenommen! Was 
reden Sie denn da?)

weil die Regelung sonst schlicht auslaufen würde, und 
das wäre nicht zu verantworten. Wir werden uns aber 
im kommenden Bundestag dafür einsetzen, dass die 
Wirksamkeit und Notwendigkeit dieser Regelung zeitnah 
überprüft wird.

Aber auch hier: Ein Hauptproblem bezüglich der Si-
cherheit in unserem Land liegt woanders. Wir haben zu 
wenig Polizistinnen und Polizisten. In meiner Heimat, in 
Niedersachsen, haben sich bei der Polizei über 1 Million 
Überstunden angesammelt. Das zeigt doch, wie ernst die 
Lage ist. Hier darf man nicht länger zuwarten. Man muss 
endlich handeln.

(Beifall beim BSW)

Auch dafür setzen wir uns ein, auch im nächsten Bundes-
tag.

Danke schön.

(Beifall beim BSW)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
der Höfeordnung und zur Änderung der Verfahrensord-
nung für Höfesachen. Der Rechtsausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/13647, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sachen 20/12788 und 20/13093 in der Ausschussfassung 
anzunehmen.

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 20/13650 vor, über den wir zuerst ab-
stimmen. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag der 
Fraktion der AfD? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die übrigen Fraktionen im 
Hause und die Gruppe Die Linke. Wer enthält sich? – Das 
ist die Gruppe BSW und eine Enthaltung eines einzelnen 
Abgeordneten. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksachen 20/12788 und 20/ 
13093 in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. – Das sind die Gruppe BSW, die 
SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, CDU/ 
CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion 
und die Gruppe Die Linke. Enthaltungen? – Sehe ich 
nicht. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das ist die Gruppe BSW, SPD-Fraktion, Bündnis 90/ 
Die Grünen, FDP- und CDU/CSU-Fraktion und der frak-
tionslose Abgeordnete Farle. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die AfD-Fraktion und die Gruppe Die Linke. Enthal-
tungen? – Sehe ich keine. Damit ist der Gesetzentwurf 
angenommen.

Ich rufe nun auf die Zusatzpunkte 10 a bis 10 u: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Peter Boehringer, 
Dr. Christina Baum, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (Ge-
setz zur Einführung der Begründungs-
pflicht) 

Drucksache 20/2763
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Tobias Matthias Peterka, 
Thomas Seitz, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Parlamen-
tarischen Staatssekretäre 

Drucksache 20/197

Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat

c) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Marc Bernhard, René 
Bochmann, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Änderung des Grund-
gesetzes (Gesetz zur Begrenzung der Amts-
zeit des Bundeskanzlers) 
Drucksache 20/199
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss

d) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Thomas Seitz, Marc 
Bernhard, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs ei-
nes ... Gesetzes zur Änderung des Parteien-
gesetzes – Gesetz zur Erhöhung der Trans-
parenz beim Sponsoring der Parteien 
Drucksache 20/4282
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Marc Bernhard, Thomas 
Dietz, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ermöglichung des Verzichts 
auf die Amtsbezüge durch Mitglieder der 
Bundesregierung und Parlamentarische 
Staatssekretäre 
Drucksache 20/4293
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

f) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Thomas Seitz, Fabian 
Jacobi, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Gesetz zur Trennung von Amt und Man-
dat) 
Drucksache 20/4290
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Jürgen Braun, Dr. Rainer Rothfuß, Martin 
Sichert, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Fortgesetzte Christenverfolgung in Nigeria 
beim Namen nennen und ächten

Drucksache 20/13119
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für Kultur und Medien

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier, Marc Bernhard, 
Roger Beckamp, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Die Stadt der kurzen Wege ideologiefrei 
entwickeln

Drucksache 20/13118
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Digitales

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier, Marc Bernhard, 
Roger Beckamp, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Innenstadtentwicklung eindeutig gewich-
ten – Identitätsstiftung und neuen Nut-
zungsarten Rechnung tragen

Drucksache 20/13103
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Tobias Matthias Peterka, Thomas Seitz und 
der Fraktion der AfD 

Für die Zukunft Deutschlands – Gesetz-
gebung verbessern

Drucksache 20/4972
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss

k) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ina 
Latendorf, Dr. Gesine Lötzsch, Christian 
Görke, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe Die Linke 

Versteckte Preiserhöhungen bei Lebens-
mitteln offenlegen – Verbrauchertäu-
schung beenden – Umwelt schützen

Drucksache 20/11631
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

l) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ina 
Latendorf, Ralph Lenkert, Dr. Gesine 
Lötzsch, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe Die Linke 

Rechtsanspruch auf kostenfreie Schuld-
nerberatung für alle einführen
Drucksache 20/13295
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

m) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Gökay Akbulut, Susanne Ferschl, Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe Die Linke 
Mindestbetrag des Elterngelds erhöhen – 
Familien und ihre Kinder stärken
Drucksache 20/13296
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

n) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Janine Wissler, Dr. Gesine Lötzsch, Gökay 
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe Die Linke 
Demokratische Zivilgesellschaft ist ge-
meinnützig
Drucksache 20/13079
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

o) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sevim Dağdelen, Dr. Sahra Wagenknecht, 
Andrej Hunko, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe BSW 
Deutsch-syrische Beziehungen wieder auf-
nehmen
Drucksache 20/12989
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss

p) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sevim Dağdelen, Andrej Hunko, Dr. Sahra 
Wagenknecht, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe BSW 
Nationalismus und Islamismus die Stirn 
bieten – Graue Wölfe und deren Vereini-
gungen in Deutschland verbieten
Drucksache 20/12158
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat

q) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sevim Dağdelen, Dr. Sahra Wagenknecht, 
Ali Al-Dailami, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe BSW 
Diplomatie statt Taurus-Marschflugkör-
per – Initiativen zur Beendigung des 
Ukraine-Krieges unterstützen
Drucksache 20/10621
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Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss

r) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sevim Dağdelen, Andrej Hunko, Dr. Sahra 
Wagenknecht, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe BSW 
Für eine Politik der Entspannung – Nato- 
Expansion stoppen

Drucksache 20/11655
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss

s) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sevim Dağdelen, Andrej Hunko, Dr. Sahra 
Wagenknecht, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe BSW 
Friedensdiplomatie für politische Beile-
gung des Ukraine-Konflikts unterstützen

Drucksache 20/11654
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss

t) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrej Hunko, Sevim Dağdelen, Dr. Sahra 
Wagenknecht, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe BSW 
Keine Eröffnung von EU-Beitrittsverhand-
lungen mit der Ukraine

Drucksache 20/11653
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

u) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrej Hunko, Sevim Dağdelen, Dr. Sahra 
Wagenknecht, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe BSW 
Die Neutralität der Republik Moldau ach-
ten

Drucksache 20/13483
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. – Ich sehe keine anderen Überweisungsvor-
schläge; das ist nicht der Fall. Dann können wir verfahren 
wie vorgeschlagen.

Wir kommen zu den Wahlen, Zusatzpunkte 6 a bis c 
sowie 7 und 8. Zunächst die Wahlen der Mitglieder des 
Kuratoriums der Stiftung Deutsches Historisches Mu-
seum mittels Handzeichen.

Zusatzpunkt 6 a: 
a) Wahlvorschläge der Fraktionen SPD, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

Wahl der Mitglieder des Kuratoriums der 
Stiftung „Deutsches Historisches Mu-
seum“

Drucksache 20/13592

Wer stimmt für diese Wahlvorschläge? – Das ist die 
AfD-Fraktion, CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD und die Gruppe BSW. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die Gruppe Die Linke. Wer enthält sich? – Der Abge-
ordnete Farle. Die Wahlvorschläge sind damit angenom-
men.

Zusatzpunkt 6 b: 
Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 
Wahl der Mitglieder des Kuratoriums der 
Stiftung „Deutsches Historisches Museum“

Drucksache 20/13594

Wer stimmt für diesen Wahlvorschlag? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die üb-
rigen Fraktionen im Hause sowie die Gruppen Die Linke 
und BSW. Wer enthält sich? – Der Abgeordnete Farle. 
Damit ist der Wahlvorschlag abgelehnt.

Zusatzpunkt 6 c: 
c) Wahlvorschlag der Fraktion der CDU/CSU 

Wahl der Mitglieder des Kuratoriums der 
Stiftung „Deutsches Historisches Mu-
seum“

Drucksache 20/13593

Wer stimmt diesem Wahlvorschlag zu? – Das sind die 
Fraktionen CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD und die Gruppe BSW. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die AfD-Fraktion und Abgeordnete der Gruppe Die 
Linke. Wer enthält sich? – Der Abgeordnete Farle und 
einige Abgeordnete aus der Gruppe Die Linke. Damit ist 
der Wahlvorschlag angenommen.

Wir kommen zu den Zusatzpunkten 7 und 8:

ZP 7 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin

Drucksache 20/13321

ZP 8 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des 
Grundgesetzes

Drucksache 20/13322

Wir kommen nun zu der geheimen Wahl einer Stell-
vertreterin oder eines Stellvertreters der Präsidentin im 
ersten Wahlgang mit einer Stimmkarte in der Farbe 
Blau sowie zur offenen Wahl eines Mitglieds des Par-
lamentarischen Kontrollgremiums mit einer Stimmkarte 
in der Farbe Grau. Hierfür benötigen Sie Ihren orangefar-
benen Wahlausweis aus Ihrem Stimmkartenfach. In der 
Abgeordnetenlobby erhalten Sie die beiden Stimmkarten. 
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Da die Wahl des Stellvertreters der Präsidentin geheim 
durchzuführen ist, erhalten Sie für diese Wahl zusätzlich 
einen blauen Wahlumschlag.

Sie können bei diesen Wahlen auf beiden Stimmkarten 
zu den aufgeführten Kandidatenvorschlägen ein Kreuz 
bei „ja“, „nein“ oder „enthalte mich“ machen.

Die Wahlvorschläge der Fraktion der AfD liegen auf 
den Drucksachen 20/13321 und 13322 vor.

Die blaue Stimmkarte ist in den blauen Wahlumschlag 
zu legen. Dies muss in der Wahlkabine erfolgen. Nach 
Verlassen der Wahlkabine übergeben Sie bitte zuerst der 
Schriftführerin oder dem Schriftführer an der Wahlurne 
Ihren Wahlausweis. Nur durch Abgabe des Wahlauswei-
ses kann der Nachweis der Teilnahme an der Wahl 
erbracht werden. Erst danach werfen Sie den blauen 
Wahlumschlag sowie die graue Stimmkarte in die ent-
sprechend farblich gekennzeichneten Wahlurnen.

Gewählt ist jeweils, wer die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages auf sich vereint, das heißt, 
wer mindestens 367 Stimmen erhält.

Das Fotografieren oder Filmen der ausgefüllten 
Stimmkarte bei der geheimen Wahl stellt einen Verstoß 
gegen das Wahlgeheimnis dar und verletzt die Ordnung 
und Würde des Hauses. Ich behalte mir vor, auch bei 
nachträglicher Kenntnis von entsprechenden Verstößen, 
Ordnungsmaßnahmen zu ergreifen.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme 45 Minuten Zeit.
Die Schriftführerinnen und Schriftführer – ich be-

komme das Zeichen – haben die Plätze eingenommen. – 
Ich eröffne somit die Wahlen. Die Schließung der Wahlen 
erfolgt um 10.40 Uhr.1)

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 9 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktionen SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN:

Zur Weltklimakonferenz COP 29 in Aserbaid-
schan

Ich eröffne die Aussprache, und zuerst hat das Wort für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Lisa Badum.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Manchmal braucht man eine kalte 
Dusche, um aufzuwachen und zu erkennen, dass die 
Weltklimakonferenz genau jetzt die richtige Antwort ist. 
Die kalte Dusche war die Wahl von Donald Trump zum 
US-Präsidenten letzte Woche: für die Mehrheit der Bun-
desbürger/-innen eine deprimierende Nachricht, für Jens 
Spahn nicht, er war ja unentschieden. Aber jetzt stellt sich 
die Frage: Wie reagieren wir auf diese Wahl?

Wir sind gut vorbereitet, weil wir enge bilaterale Part-
nerschaften mit über 40 Staaten dieser Erde unterhalten, 
weil diese Regierung seit Jahren dafür arbeitet, dass un-
sere Freundinnen und Freunde aus Europa, von den Insel-
staaten, aus Lateinamerika, aus dem Globalen Süden uns 
vertrauen. Darum geht es auch jetzt bei dieser Konferenz: 
45 der ärmsten Länder der Welt erwarten, dass eine Lö-
sung für die globale Klimafinanzierung gefunden wird, 
dass die reichsten Länder hier Verantwortung überneh-
men. Das wird nur gelingen, wenn wir Allianzen schmie-
den – mächtige Allianzen. Das wird diese und nächste 
Woche passieren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Mit wem?)
Und das werden wichtige Allianzen für die Zukunft 
Deutschlands sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Genau jetzt, wo die USA ankündigen, sich möglicher-
weise wieder aus dem Pariser Klimaabkommen zu ver-
abschieden, und der aserbaidschanische Präsident der 
COP fossile Energien als Gottesgaben gelobt hat,

(Bernd Schattner [AfD]: Guter Mann!)
wo Orbán und Meloni dort auflaufen, muss die freie Welt 
dort ihr Gesicht zeigen.

(Beifall der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn Klimaleugner, Spinner, Öldiktatoren, Ewiggestri-
ge, Feinde der Demokratie stehen auf der einen und das 
Ringen um Kooperation und der Kampf gegen die Klima-
krise auf der anderen Seite. Und auf dieser Seite stehen 
wir, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen bin ich sehr froh, dass die Bundesregierung 
mit einer hochrangigen Delegation unter der Leitung 
von Bundesaußenministerin Annalena Baerbock dort 
vertreten sein wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Denn wir dürfen diese Konferenz und die Deutungs-
hoheit darüber nicht den Klimaleugnern und den Anti-
demokraten überlassen.

Es ist schade, dass der Kanzler keine Zeit dafür gefun-
den hat.

(Frank Schwabe [SPD]: Das ist ja nun mal 
Quatsch!)

Aber ich bin stolz darauf, dass Abgeordnete – parteiüber-
greifend – ebenfalls zu dieser COP fahren werden, sie 
eben nicht den Diktatoren überlassen, sondern vor Ort 
sein werden, um für Menschenrechte und für Klima-
schutz einzustehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mit 65 Prozent Erneuerbaren im Strommix ist 

Deutschland weltweit Vorreiter in der Energiewende. 
Aber, meine Damen und Herren, wir stehen vor Neuwah-
len. Und die Frage ist: Was haben andere Parteien an-1) Ergebnis Seite 25968 C
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zubieten, was die Zukunft angeht? Es gibt ein neues 
Energiepapier von CDU/CSU, und darin können wir le-
sen: Der Kohleausstieg soll verlangsamt werden. Herz-
lichen Glückwunsch! Damit fallen Sie hinter die Allianz 
von 192 Staaten zurück, die die Abkehr von fossilen 
Energien beschlossen haben.

(Steffen Kotré [AfD]: Das glauben Sie doch 
selber nicht!)

Sie wollen die Wärmewende rückabwickeln. Sie wollen 
13 Millionen Menschen das Deutschlandticket wegneh-
men.

Aber damit nicht genug: Gestern hat Herr Merz in der 
Debatte gesagt, dass die einseitige Festlegung auf Wind- 
und Sonnenenergie falsch sei.

(Enrico Komning [AfD]: Da hat er recht!)

Davon will die CDU weg – ja klar. 132 Staaten der Erde 
haben eine Erklärung zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien unterzeichnet.

(Steffen Kotré [AfD]: Erklärung! Umsetzen 
aber nicht!)

2030 wird die Hälfte des erzeugten Stroms weltweit aus 
Erneuerbaren sein. EU, USA, China investieren Milliar-
den in den Ausbau der Wind- und Solarenergie, weil es 
derzeit die günstigste verfügbare Option ist.

(Steffen Kotré [AfD]: Quatsch!)

Aber Friedrich Merz weiß es besser.
Und das bringt mich zurück zur kalten Dusche. Ame-

rikas Einfluss schwindet. Andere Länder werden mehr in 
die Verantwortung gehen müssen, werden eine stärkere 
Führungsrolle übernehmen müssen. Die Frage ist doch: 
Wo steht die Regierung nach der nächsten Wahl? Was 
wird unsere Rolle sein? Führungsanspruch bedeutet, die 
Wirtschaft zu transformieren,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

bedeutet nicht, die Autoindustrie alleinzulassen, wie Sie 
von der Union es die letzten Jahrzehnte getan haben, 
sondern sie in die Zukunft zu führen.

Wenn ich mir Ihre Thesen so anschaue, dann muss ich 
feststellen, dass die Union in Zeiten, in denen wir vor der 
Entscheidung stehen zwischen Antidemokraten, Klima-
leugnern auf der einen Seite und demokratischen Staaten 
auf der anderen Seite, weder national noch international 
Lösungen anzubieten hat. Und das können wir uns nicht 
leisten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Andreas Jung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der internationale Klimaprozess hatte seinen Ursprung 
bei der Weltkonferenz in Rio. Dort haben Klaus Töpfer 
und Hans-Peter Repnik für eine CDU-geführte Bundes-
regierung verhandelt. Das Pariser Klimaabkommen 
wurde unter einer CDU-geführten Bundesregierung unter 
maßgeblicher Mitwirkung und dem Einsatz von Angela 
Merkel auf den Weg gebracht.

(Enrico Komning [AfD]: Schlimm genug!)
Das möchte ich in den Mittelpunkt stellen und zu Beginn 
hervorheben.

Dazwischen gab es andere Regierungen, und es waren 
Minister unterschiedlicher Farben, die auf den Klimakon-
ferenzen verhandelt haben. Aber bei allem notwendigen 
Streit, den wir in der Debatte hier haben – die Rede von 
Kollegin Badum hat es gerade noch einmal gezeigt; wir 
haben unterschiedliche Vorstellungen –, besteht das ge-
meinsame Interesse, auf die globale Menschheitsfrage 
„Klimawandel“, die eine Bedrohung insgesamt ist, global 
gemeinsam eine entschiedene Antwort zu geben. Deshalb 
wünschen wir uns, dass dieser Prozess zum Erfolg ge-
führt wird und dass auch in Baku wichtige Schritte ge-
macht werden können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann seien Sie Teil der Lösung!)

Genauso muss ich aber sagen, dass die Absage von 
Olaf Scholz an diesen Gipfel der äußere Ausdruck der 
Schwächung der Bundesregierung ist. Da wird jetzt 
über Finanzierungen verhandelt; aber die Regierung, die 
dort verhandelt, kann zu Hause selbst keinen Haushalt 
verabschieden. Ich will es deutlich sagen – auch in Rich-
tung der SPD –: Wenn der Staatssekretär im Entwick-
lungshilfeministerium sagt, man habe jetzt ambitionierte-
re, ehrgeizigere Papiere unterschreiben können, weil es 
gelungen sei, die Komplexität innerhalb der Regierung zu 
reduzieren, dann kann man das wohl nur unter der Ab-
teilung „Ironie“ einstufen. Es ist ja nicht gelungen, eine 
Komplexität zu reduzieren; die Mehrheit ist weg.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Genau!)
Das schwächt uns auch auf dieser Konferenz.

Deshalb sollten, solange man die Dinge, die schon 
zugesagt sind, nicht im aktuellen Haushalt abbilden kann, 
keine weitreichenderen Finanzzusagen gemacht werden 
können. Das wäre genauso falsch, wie die Zusagen, die 
wir gemacht haben, infrage zu stellen. Unsere Glaubwür-
digkeit hängt daran, dass wir die Zusagen, die wir machen 
für die armen Länder, die besonders hart betroffen sind 
und die wenige Möglichkeiten haben, tatsächlich einhal-
ten, in unserem Haushalt abbilden und entsprechend um-
setzen. Dass Wort und Tat zusammenkommen, daran 
hängt unsere Glaubwürdigkeit, und das ist das Entschei-
dende.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ja, höhere Ambitionen sind gut, sind richtig und sind 

wichtig, damit wir zum Erfolg kommen; aber die Frage 
ist doch: Worauf müssen sich diese höheren Ambitionen 
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richten? Die müssen sich zuerst mal darauf richten, dass 
die, die starke Schultern haben, tatsächlich zur interna-
tionalen Klimafinanzierung beitragen. Dazu gehören 
auch wir. Wir haben Zusagen gemacht und sind dieser 
Verantwortung gerecht geworden. Aber auch andere 
müssen mit ins Boot. Auch China, auch die reichen Öl-
staaten müssen mit ins Boot. Wer starke Schultern hat, 
muss beitragen, sonst wird man es gemeinsam nicht 
schaffen.

(Zuruf der Abg. Kathrin Henneberger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist ja in den letzten Tagen nicht leichter geworden. 
Es wird schwieriger nach der Wahl von Donald Trump. 
Es droht, dass die USA aus der internationalen Klima-
finanzierung aussteigen und dass andere sich eher dahin-
ter verstecken, als sich stärker einzubringen.

Deshalb müssen wir gerade jetzt auf internationale 
Diplomatie setzen. Wir müssen auf Europa setzen. Wir 
müssen – ich will es so deutlich sagen – gerade in dieser 
Zeit auf die deutsch-französische Partnerschaft in Europa 
setzen. Deshalb halten wir es für einen Fehler und haben 
mit Unverständnis darauf reagiert, dass die Deutsch- 
Französische Parlamentarische Versammlung, die sich 
im Dezember mit Energiefragen beschäftigen sollte,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die Franzosen 
liefern gern den Atomstrom zum Freund-
schaftspreis!)

jetzt trotz eines handlungsfähigen Parlaments abgesagt 
wurde. Wir brauchen jetzt diese Initiativen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und wir brauchen vor allem private Investitionen. Wir 
werden es nur mit privaten Investitionen schaffen.

(Zuruf von der AfD: Seit 24 Jahren fördert ihr 
euch zu Tode!)

In Afrika gibt es 60 Prozent der besten Flächen für Solar-
anlagen weltweit, aber nur 2 Prozent der Investitionen 
werden dort getätigt. In Bayern gibt es mehr Investitionen 
in Solarenergie als in ganz Afrika.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Trotz der Staatsregierung dort!)

Deshalb muss unser Ziel sein, private Investitionen dort-
hin zu lenken, den Rahmen zu setzen, die entsprechenden 
Instrumente zu stärken: zum Beispiel die CO2-Beprei-
sung im Schiffsverkehr, im Flugverkehr weltweit voran-
zubringen.

Artikel 6 des Übereinkommens von Paris präsentiert 
den Gedanken, dass ein Unternehmen, das hier CO2- 
Emissionen reduzieren muss, durch Investitionen an-
derswo effizienter dasselbe bzw. mehr erreichen kann. 
Das müssen wir schaffen. Wir brauchen private Investi-
tionen für den Klimaschutz weltweit. Das schaffen wir 
mit Innovationen, das schaffen wir mit Technologiepart-
nerschaften, und das schaffen wir mit diesem positiven 
Geist.

Ja, die Herausforderungen sind groß; aber wenn wir 
auf Technologie, Innovation und Partnerschaft setzen, 
werden wir die Ziele erreichen können. Das muss unser 
Beitrag sein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion Frank 

Schwabe.

(Beifall bei der SPD)

Frank Schwabe (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und 

Herren! Die Klimakonferenz in Baku, die COP 29, findet 
in bewegten Zeiten statt. Ich habe etwa an einem Dutzend 
Klimakonferenzen teilgenommen, zum Teil mit dem Kol-
legen Jung und der heutigen Bundesaußenministerin, da-
mals als Abgeordnete. In diesem Jahr darf ich nicht teil-
nehmen; dazu aber gleich noch etwas mehr.

Der Bundeskanzler nimmt übrigens auch nicht teil. 
Und wenn ich mir vorstelle, dass er dort neben Herrn 
Alijew, Herrn Orbán und anderen stehen würde, finde 
ich es gar keine schlechte Idee, dass er nicht teilnimmt 
und diese Show, die in Aserbaidschan betrieben wird, 
nicht begleitet – in einer Zeit, in der zum Beispiel der 
Friedensvertrag zwischen Aserbaidschan und Armenien 
mutwillig noch nicht unterschrieben ist.

Herr Kollege Jung, wenn Sie – natürlich zu Recht – 
sagen: „Auf Deutschland kommt es an. Man guckt da-
rauf, wie wir die Klimafinanzierung organisieren“, dann 
kann ich nur entgegnen: Die ganze Welt guckt auf 
Deutschland. Sie versteht überhaupt nicht, warum wir 
dem Fetisch einer Schuldenbremse nachhängen, der uns 
ökonomisch bindet. Das versteht die ganze Welt nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und ich würde sagen, sie wartet auch nicht auf einen 
Kanzler Merz, der ja eher eine Allergie gegen erneuer-
bare Energien hat. Der wird jedenfalls das internationale 
Klimageschehen nicht voranbringen.

Ich will eine Lanze brechen für Klimakonferenzen, 
weil ich in den Medien immer wieder die Kritik lese: 
Warum findet das da statt? Es ist alles ganz schrecklich 
und alles ganz schwierig. – Das stimmt; aber es gibt 
trotzdem nichts Besseres auf der Welt, als das UN-Sys-
tem zu stärken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wo hätten denn die Least Developed Countries, die am 
wenigsten entwickelten Staaten, oder kleine Inselstaaten 
überhaupt sonst auf der Welt ein Forum, wo sie ihre 
Positionen einbringen können? Deswegen mache ich 
mir zwar große Sorgen darüber, wie wenig dabei heraus-
kommt; nichtsdestotrotz braucht es diese Klimakonferen-
zen.
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Was überhaupt nicht hilfreich ist, ist in der Tat der 
Austragungsort Aserbaidschan. Ich komme zurück zu 
dem, was ich am Anfang gesagt habe. Es gibt Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages – Heike Engelhardt ge-
hört dazu, Max Lucks gehört dazu, meine Wenigkeit ge-
hört dazu, der Kollege Andrej Hunko gehört dazu –, die 
ein Einreiseverbot für Aserbaidschan haben. Andere ha-
ben vielleicht auch eines, wissen es bloß noch nicht. Wes-
halb? Nur weil wir uns für die Menschenrechte in Aser-
baidschan starkmachen. Deswegen ist es ein 
Riesenproblem, dass diese Konferenz in Aserbaidschan 
stattfindet.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Thomas 
Heilmann [CDU/CSU])

Denn selbst wenn man eine Lupe zur Hilfe nimmt, findet 
man dort keine Ambitionen für eine positive Energie-
transferagenda.

Wir haben eine staatlich organisierte Korruption in 
Aserbaidschan, die nach Europa und in die ganze Welt 
reicht; und das Absurde ist: Sie wird von SOCAR orga-
nisiert, einem der großen Energiekonzerne Aserbaid-
schans und weltweit. Wir erleben dort eine Demokratie, 
die uns eigentlich nur vorgespielt wird, die Karikatur 
einer Demokratie, in der seit über 30 Jahren eine Famili-
endynastie die Macht hat, in der Verbrechen an Menschen 
verübt werden, in der die Anständigsten des Landes in 
Gefangenschaft sind und in der das Recht der Menschen 
auf Pressefreiheit und Demokratie zerstört wird.

Weltweit wird von 317 politischen Gefangenen berich-
tet. Ich will aber deutlich machen: Das ist nur die Spitze 
des Eisberges; wir reden eigentlich über Hunderte, viel-
leicht Tausende mehr, die mittlerweile aus dem Land 
getrieben worden sind und dort, aber auch in Deutschland 
weiterhin transnationalen Repressionen ausgesetzt sind.

Es gibt eine Blutspur Aserbaidschans, die sich auch 
durch Europa zieht. Wir haben den Fall von Gubad Iba-
doghlu, der jetzt eigentlich Professor an der Technischen 
Universität in Dresden sein sollte. Sein einziges Verbre-
chen war, die Machenschaften Alijews und die wirt-
schaftlichen Verflechtungen aufgedeckt zu haben. Er ist 
in einem kritischen gesundheitlichen Zustand. Er muss 
freigelassen werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Thomas 
Heilmann [CDU/CSU] und Dr. Lukas Köhler 
[FDP])

Wir haben den Fall von Anar Mammadli, Träger des 
Václav-Havel-Menschenrechtspreises des Europarats, 
der in Haft sitzt. Wir haben den Fall von Afgan Sadigov, 
der gerade in Tiflis, in Georgien, im Hungerstreik sitzt, 
weil er nach Aserbaidschan abgeschoben werden soll.

Alle diese politischen Gefangenen müssen freigelassen 
werden. Und es wäre eigentlich ein gutes Zeichen und 
eine Möglichkeit für Aserbaidschan, seine internationale 
Reputation zu verbessern und sie jetzt freizulassen.

Ich will aber auch deutlich machen, dass auch wir in 
Deutschland Hausaufgaben haben. Ich lobe die deutsche 
Außenpolitik für ihre Klimapolitik und für ihre Men-
schenrechtspolitik.

Wir haben in Deutschland – eigentlich zum Glück – 
unabhängige Institutionen; aber manchmal wirkt es ab-
surd. Wir haben das BAMF, das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge. Es ist eine der bestfunktionierenden 
Asylbehörden der Welt; aber es trifft Fehlentscheidun-
gen – manchmal zugunsten von Antragstellenden, 
manchmal zu deren Ungunsten. Wir haben sechs Fälle 
von Oppositionellen dokumentiert, die in Deutschland 
kein Asyl gefunden haben. Sie wurden abgeschoben 
und in Aserbaidschan im Grunde genommen vom Flug-
hafen direkt in die Zelle gebracht. Wir müssen alles tun, 
damit diese Menschen freikommen, weil wir für diese 
Menschen eine besondere Verantwortung haben.

Einer davon ist Samir Ashurov. Ich habe letztens die 
Familie in Tiflis getroffen. Es ist völlig absurd: Sie sitzen 
dort in der Sackgasse, nachdem die Kinder in Deutsch-
land zur Schule gegangen sind und wunderbar Deutsch 
sprechen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Frank Schwabe (SPD):
Deswegen wünsche ich dieser Klimakonferenz alles 

Gute. Ich glaube, wir werden in der Tat mit einer guten 
Delegation dort vertreten sein. Ich hoffe, dass wir die 
Menschenrechte dort auch im Blick haben und dass wir 
am Ende alles tun, damit wir weltweit eine bessere Lage 
für das internationale Klima haben. Aufgeben gilt jeden-
falls nicht.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Dr. Lukas Köhler.
(Beifall bei der FDP)

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die COP ist mit einer guten Nachricht gestar-
tet, nämlich dass es Einigkeit über die internationalen 
CO2-Märkte gibt. Ich glaube, das ist eine klare, gute 
und deutliche Richtung, mit der Klimaschutz auch inter-
national besser werden kann; denn nur durch internatio-
nale Kooperation, nur durch internationale Marktwirt-
schaft wird Klimaschutz sinnvoll umsetzbar.

Es ist gut, dass man auch beim Artikel 6 des Über-
einkommens von Paris deutliche Fortschritte gemacht 
hat, auch wenn viele der Umwelt-NGOs da Unkenrufe 
verlauten lassen, weil ihnen die Maßnahmen des interna-
tionalen Klimaschutzes nicht weit und ambitioniert ge-
nug sind oder weil sie unterschiedliche andere Probleme 
damit haben.
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Ich glaube aber, das ist nicht der Punkt. Der Punkt ist: 
Wenn wir da Klimaschutz betreiben wollen, wo es am 
kostengünstigsten ist, da, wo es am schnellsten geht, 
dann macht es Sinn, dass die internationale Gemeinschaft 
zusammenarbeitet, um dafür zu sorgen, dass CO2-Emis-
sionen möglichst schnell reduziert werden. Das bedeutet 
auch, dass Deutschland und Europa endlich den Artikel 6 
des Übereinkommens von Paris als gute Maßnahme an-
erkennen müssen, um international CO2 einzusparen. 
Wenn das in Deutschland zu teuer und zu langsam ist, 
macht es mehr Sinn, das in Brasilien oder in Südostasien 
zu machen. Das wäre genau der Weg, wie wir zu besseren 
Ergebnissen kommen.

(Beifall bei der FDP)

Das beste Mittel, das wir hätten, wäre der internatio-
nale Emissionshandel: ein klarer Deckel auf CO2, absin-
kende Emissionen, bis wir die Ziele des Pariser Abkom-
mens erfüllt haben, ein klarer Handel mit CO2- 
Zertifikaten. Wir würden uns viele Debatten hier im 
Deutschen Bundestag, in der Europäischen Union, aber 
auch in den USA oder China ersparen können, wenn wir 
einen echten und funktionierenden internationalen Emis-
sionshandel hätten.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Denn damit würden wir auf der einen Seite sicherstellen, 
dass wir CO2 da einsparen, wo es am kostengünstigsten 
ist, und auf der anderen Seite dafür sorgen, dass wir wirk-
lich abgesichert Klimaschutz betreiben.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aber noch 
einen Gedanken in Richtung des Rests der Regierung 
aussprechen. Sie haben keine Mehrheit mehr in diesem 
Haus. Wenn SPD und Grüne gerne das Geld kommender 
Generationen in Form von Schulden ausgeben wollen, 
sage ich: Geben Sie nicht das Geld der kommenden Re-
gierung aus! Machen Sie keine Zusagen, bei denen Sie 
sicher sind, dass, wenn Sie damit durch das Parlament 
müssten, Sie keine Mehrheit dafür kriegen würden. Las-
sen Sie das! Das ist der falsche Weg. Wenn sich Jochen 
Flasbarth heute hinstellt und sagt, es sei ja schön, dass es 
keine Regierung mehr gebe, weil man befreiter verhan-
deln könne, dann ist das meiner Meinung nach ein Abge-
sang auf dieses Hohe Haus und ein Abgesang auf Ihr 
Verständnis von Regierung. Das ist ein Problem, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Oliver Grundmann [CDU/ 
CSU]: Amtspflichtverletzung!)

Denn die Legitimation in diesem Land geschieht nicht 
darüber, was die Regierung macht oder will. Die Legiti-
mation in diesem Land läuft über dieses Haus. Wir sind 
die gewählten Vertreterinnen und Vertreter. Wir sprechen 
für die Menschen in diesem Land. Wir diskutieren hier 
darüber. Nicht das, was die Regierung macht, ist ent-
scheidend, sondern das, was dieses Haus macht. Und 
wenn sich Jochen Flasbarth jetzt hinstellt und so etwas 
sagt, finde ich das eine Frechheit; denn Sie haben hier – 
und das möchte ich wiederholen – keine Mehrheit.

(Zuruf von der SPD: Sie auch nicht!)

Sie müssen also dafür sorgen, dass Sie die Entscheidung, 
die Sie treffen möchten, abgesichert bzw. legitimiert ha-
ben.

Lassen Sie mich noch über den Einfluss der weltweiten 
Situation auf die COP sprechen. Sie haben Donald Trump 
erwähnt. Sie haben die Möglichkeit, dass Klimaschutz 
weltweit komplizierter wird, erwähnt. Was ist denn die 
Antwort darauf? Die Antwort kann ja nicht sein, dass wir 
jetzt wie die Grünen sagen: Wir müssen die Wirtschaft 
mehr im Staate lenken, mehr sagen, wohin die Reise 
gehen soll. – Die Antwort kann auch nicht sein, dass 
wir einfach mehr Geld aufs Problem schmeißen. Die Ant-
wort auf Donald Trump in internationaler Klimapolitik 
muss die Stärke der Europäischen Union und Deutsch-
lands sein. Die Antwort darauf muss sein, dass wir inter-
nationale Verhandlungen führen, in denen wir unsere In-
teressen zum Wohle dieses Landes und zum Wohle der 
Europäischen Union und damit auch zum Wohle des Kli-
maschutzes sinnvoll in den Vordergrund bringen und mit 
eigener Stärke dafür sorgen, dass wir die Bedingungen 
definieren, wie Klimaschutz in Zukunft international 
funktionieren wird.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nichts als Worte!)

Deswegen müssen wir intensiv zusammenarbeiten und 
für Klarheit in der nächsten Regierung sorgen, und zwar 
in einer Regierung, in der wieder die FDP sein wird. 
Denn was wir in den letzten Jahren getan haben, ist, dafür 
zu sorgen, dass Klimaschutz auf sinnvolle Weise wieder 
auf die Füße gestellt wird.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ihr habt blockiert und verhindert!)

Das brauchen wir in Deutschland und auch in Europa, um 
langfristig die richtigen Ziele zu setzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Steffen Kotré.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Das Klima ändert sich; aber es besteht 
doch bitte schön kein Grund zur Panik. Doch genau diese 
Panik wird geschürt. Zitat von Professor Dr. Stephen H. 
Schneider vom IPCC, dem sogenannten Weltklimarat, 
aus dem Jahre 1989 schon:

„Deshalb müssen wir schreckenseinjagende Szena-
rien ankündigen. Um Aufmerksamkeit zu erregen, 
brauchen wir dramatische Statements und keinen 
Zweifel am Gesagten. … Jeder von uns Forschern 
muss entscheiden, inwieweit er ehrlich oder effektiv 
ist.“
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„Ehrlich oder effektiv“, meine Damen und Herren. Die 
vom Staat alimentierten Wissenschaftler und die Staats-
medien haben sich leider für die Effekthascherei ent-
schieden und gegen die Ehrlichkeit.

(Beifall bei der AfD – Kathrin Henneberger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Falsch!)

Greta Thunbergs Spruch ist bekannt: „Ich will, dass ihr 
in Panik geratet.“ Die „Bild“-Zeitung berichtete 2007 von 
einem geheimen Klimabericht. Wir hätten nur noch 
13 Jahre Zeit, um die Erde zu retten. In den 70er-Jahren 
war der Spruch, dass wir eine neue Eiszeit bekämen, und 
davor wurde gewarnt. Aber nein, nichts deutet auf eine 
Klimakatastrophe hin. Das sagen auch etliche Wissen-
schaftler und Nobelpreisträger.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein, tun sie nicht!)

Die pazifischen Inseln sind nicht untergegangen.
(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Die sind gerade am Untergehen!)
Die Polkappen haben immer noch ordentlich Eis.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Polkappen schmelzen gera-
de!)

Den totgesagten Wald gibt es immer noch. Und vom 
Ozonloch spricht keiner mehr.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Weil wir Maßnahmen ergriffen 
haben!)

Und was soll bitte schön der Unfug dieses 1,5-Grad- 
Ziels? Von welcher Ausgangstemperatur bitte schön? 
Schon die Klimamodelle haben eine größere Fehlertole-
ranz. Und die Datenlage ist auch manipuliert.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein, ist sie nicht! Sie verstehen 
die IPCC-Berichte einfach nicht!)

40 Prozent der Wetterdaten des US-Wetterdienstes 
NOAA sind geschätzt, also erfunden, gehen aber trotz-
dem in die Klimamodelle ein. Und regelmäßig werden 
ältere Daten frisiert, Temperaturen niedriger angesetzt, 
sodass die Temperaturdifferenz zu heute größer erscheint. 
Die Erwärmung durch zunehmende Flächenversiege-
lung, durch Sonnenaktivitäten, Wasserdampf in der At-
mosphäre, das fällt alles unter den Tisch. Verschwiegen 
wird auch, dass Pflanzen und Ozeane viel mehr CO2 
aufnehmen, als das IPCC kalkuliert.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Versauerung der Meere steigt 
schon!)

Von 1990 bis 2015 hat Deutschland seine CO2-Emis-
sionen um 22 Prozent verringert. Weltweit sind sie aber 
um 58 Prozent angestiegen. In der Coronazeit sank der 
CO2-Ausstoß um 2,4 Gigatonnen. Der CO2-Anstieg in 
der Atmosphäre allerdings setzte sich trotzdem linear 
ohne Pause fort. Das heißt, CO2 zu vermeiden, ist der 
falsche Weg, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Der richtige Weg ist Klimaanpassung und nicht Verhin-
derung einer wie auch immer gearteten Klimaverände-
rung.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Desinformation!)

Aber warum denn dann diese Klimahysterie, meine 
Damen und Herren? Um Argumente zu unterdrücken. 
Niemand soll aufmucken, wenn Wohlstandsverluste und 
Demokratieabbau vorangetrieben werden. Die Kosten 
sollen nicht hinterfragt werden. Der Nutzen soll nicht 
gegengerechnet werden können. Das sehen wir schon 
bei der Energiewende – die ist ja nie kalkuliert worden –,

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch, ist sie!)

die jetzt zum Abbau von Industrien und Wohlstand führt.
Hysterie und das Schüren von Ängsten sollen uns blind 

für nüchterne Argumente machen und dabei helfen, die 
Menschen zu betrügen. Wir kennen es auch aus Corona-
zeiten, dass die Regierung und die Behörden Panik und 
sogar Lügen verbreitet haben und damit die bürgerlichen 
Freiheiten einschränkten und Wohlstand zerstörten, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Die Klimahysteriker haben die Entwicklungsländer 

an- und aufgestachelt, den Industrienationen finanzielle 
Forderungen zu stellen. Die Klimahysterie dient also da-
zu, Geld in die Entwicklungsländer zu transferieren. Und 
obwohl wir Deutsche unterdurchschnittliches Vermögen 
besitzen, sollen wir überdurchschnittlich zahlen.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Deutsche Unternehmen profitie-
ren von globaler Klimazusammenarbeit!)

Das machen wir schon in der EU; das machen wir beim 
Ukrainekrieg. Der deutsche Steuerzahler finanziert ille-
gale Migration, Radwege in Peru und indirekt das Mond-
programm der Inder. Und jetzt wird den Deutschen unter 
dem Vorwand der Klimahysterie weiter Geld aus der 
Tasche gezogen.

Die sogenannten Klimamaßnahmen und das Verschie-
ben unseres Geldes sind weder geeignet noch angemes-
sen noch erforderlich. Und das genau verstößt gegen das 
Grundgesetz.

(Kathrin Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie verstoßen gegen das Grund-
gesetz!)

Und vor diesem Hintergrund ist jeder Euro, der für sinn-
losen Klimaschutz anstatt für Klimaanpassungsmaßnah-
men ausgegeben wird, schlicht Veruntreuung. Die dafür 
politisch Verantwortlichen gehören nicht in die Regie-
rung, sondern vor den Richter.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Dr. Nina Scheer.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
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Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In Richtung AfD möchte ich ein paar Worte – 
wenn auch nur kurz – richten, weil so viele Menschen 
hier im Plenarsaal sitzen, die nicht glauben sollen, dass 
das einfach ignoriert wird, was hier immer an Klimawan-
delleugnung vonstattengeht. Nein, das wird natürlich 
nicht ignoriert. Dahinter steckt aber so viel Unwissenheit, 
und das sind so viele Falschbehauptungen, dass man, 
wenn man seine eigene Redezeit darauf verwenden woll-
te,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
jede einzelne Falschbehauptung zu widerlegen, selber 
nicht mehr die Dinge sagen könnte, um die es wirklich 
geht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Der Klimawandel ist nicht zu leugnen, und das wissen 
Sie eigentlich auch.

(Zuruf des Abg. Steffen Kotré [AfD])
Unterhalten Sie sich mal mit Ihren eigenen Leuten, die 
gerade in Brasilien waren; da gibt es auch andere Stim-
men bei Ihnen. Aber Sie wollen uns immer glauben ma-
chen, dass es anders wäre. Es ist unerträglich, dass Sie 
den Menschen nicht die Möglichkeit geben wollen, gegen 
den Klimawandel mit den Maßnahmen vorzugehen, die 
wir ergreifen können.

(Zuruf von der AfD: Wir wollen Ihnen nicht 
die Möglichkeit geben, den Leuten das Geld 
aus der Tasche zu ziehen!)

Wir sehen doch in Deutschland, dass die CO2-Emissio-
nen abnehmen, wenn wir auf erneuerbare Energien set-
zen. Das ist einfach Fakt.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, aber weltweit 
nehmen sie zu!)

– Das sind die Folgewirkungen von einmal emittiertem 
CO2.

In der internationalen Gemeinschaft stehen wir vor 
großen Herausforderungen, weil es Klimawandelleugner 
auch unter den Präsidenten von mächtigen Nationen gibt. 
Deswegen müssen wir alles daransetzen, dass die Natio-
nen, die schon erfolgreich die Energiewende eingeleitet 
haben, die erfolgreich Klimaschutz betreiben und die 
erfolgreich auf CO2-Minderungsmaßnahmen insbeson-
dere durch den Umstieg auf erneuerbare Energien setzen, 
tatsächlich zu ihrem Wort stehen, dass sie auch weiterhin 
ihren Verpflichtungen gerecht werden. Es darf nicht da-
ran gewackelt werden, dass diese internationale Gemein-
schaft hier gebraucht wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir haben als Industrienation die wichtige Aufgabe, 

als Vorbild bei diesen Energiewendemaßnahmen voran-
zugehen. Deswegen muss immer wieder betont werden, 
dass dieser Satz, für den auch die Vereinten Nationen 
stehen, „Global denken, lokal handeln“, immer wieder 
mit Leben erfüllt werden muss.

(Zuruf von der AfD)

Es gibt vieles, was wir in Deutschland und in Europa in 
den letzten Jahren verstärkt angekurbelt haben. Wir ha-
ben mit der Ampelregierung anfangs einige Erfolge ver-
zeichnen können, und ich bedaure, dass diese Erfolge, die 
wir in der Koalition gemeinsam auf den Weg gebracht 
haben, nicht so fortgesetzt werden konnten. Das wurde 
von der FDP blockiert – das gehört einfach zur Wahrheit 
dazu. An diese Maßnahmen, die messbar zu einem be-
schleunigten Umstieg auf erneuerbare Energien geführt 
haben – in den letzten drei Jahren sind zum Beispiel 
50 000 zusätzliche Arbeitsplätze im Bereich der erneuer-
baren Energien entstanden –, muss weiter angeknüpft 
werden. Das hat doch gezeigt: Da liegen die Chancen, 
da liegen die Möglichkeiten für zukunftstaugliche 
Technologien und für einen starken Wirtschaftsstandort.

Natürlich muss man Farbe bekennen, wenn es darum 
geht, staatlicherseits entsprechende Investitions- und 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Und dafür muss man 
in der Tat natürlich die Schuldenbremse lockern und re-
formieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Lukas Köhler [FDP]: Na-
türlich, natürlich! Wir müssen verantwortlich 
mit dem Geld der kommenden Generationen 
umgehen!)

Dafür muss man natürlich auch so etwas wie ein Sonder-
vermögen oder eine besondere ökonomische Maßnahme 
ermöglichen, um diesen Umstieg zu gewährleisten.

Ich bin schon ziemlich irritiert, Herr Köhler, dass Sie 
das einfach immer nur über die CO2-Bepreisung – das 
kommt jetzt leider auch wieder verstärkt aus der CDU/ 
CSU-Fraktion – machen wollen.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Wir sind zu lang-
sam!)

Sie wissen doch ganz genau, dass diese erfolgreichen 
Maßnahmen der letzten Jahre eben nicht auf die CO2- 
Bepreisung zurückzuführen sind.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Schlagen Sie doch 
mal einen funktionierenden Weg vor, Frau 
Scheer!)

Wenn Sie also sagen, Sie wollen sich darauf konzentrie-
ren, dann sagen Sie damit nichts anderes, als dass Sie uns 
als Industrienation einen Stillstand in den zentralen In-
dustrialisierungsaufgaben verordnen wollen.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Stillstand hat hier 
nie jemand gefordert!)

Das sagen Sie damit, und das finde ich unerträglich, weil 
Sie damit einen Abbau von Arbeitsplätzen verursachen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Sie verursachen damit, dass Deutschland und Europa im 
internationalen Wettbewerb zurückfallen.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Frau Scheer, das 
wissen Sie doch, dass das falsch ist!)

Das haben Sie schon bei der Solarenergie zu verantwor-
ten, weil Sie sich nicht dem Resilienzbonus anschließen 
wollten, den wir gefordert hatten.
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(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Gott sei Dank!)
Man muss den Menschen einfach ehrlich – –

(Zuruf des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])
– Vielleicht können Sie mich auch einfach mal meine 
Rede halten lassen, Herr Köhler. Ich habe Ihnen auch 
zugehört.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ich 
höre Ihnen gerade wunderbar zu!)

Ich finde es unerträglich, dass Sie hier gerade ein Kore-
ferat halten. Unerträglich!

Deswegen muss sich auch die CDU/CSU-Fraktion ehr-
lich machen. Wenn man einerseits auf marktwirtschaftli-
che Instrumente setzt und dann andererseits in die An-
träge und Papiere reinschreibt, dass man 
Kernfusionsreaktoren in Deutschland bauen möchte, die 
noch nicht mal einsetzbar sind

(Oliver Grundmann [CDU/CSU]: Woher wis-
sen Sie denn das?)

und die auch in den nächsten Jahrzehnten nicht einsetzbar 
sein werden, dann frage ich: Wo sind Sie denn, bitte 
schön, gelandet? Damit kann man doch keine Energie-
wendepolitik machen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Nina Scheer (SPD):
Das ist auch keine Vorbildfunktion, die wir interna-

tional bräuchten.
In diesem Sinne: Lassen Sie uns weiter an diesen wich-

tigen Vorhaben arbeiten, die uns Arbeitsplätze und eine 
gute wirtschaftliche Zukunft bringen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Thomas Heilmann.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Verehrte Zuschauer! Diese Debatte zeigt sehr 
schön, wo die Unterschiede in der Klimapolitik liegen. 
Herr Kotré, ich muss auch für meine Fraktion sagen: 
Glauben Sie wirklich, dass Sie vor der Geschichte beste-
hen können,

(Steffen Kotré [AfD]: Ja!)
wenn Sie ernsthaft sagen, wir sollten den Klimawandel – 
Sie sagen ja auch, dass es einen Klimawandel gibt, nur 
nicht, dass er menschengemacht ist – über Klimaanpas-
sung lösen?

(Enrico Komning [AfD]: Korrekt!)

Wie wollen wir denn das eigentlich machen, wenn der 
Meeresspiegel um 10, 15 oder 20 Meter steigt? Mit wel-
chen Klimaanpassungen wollen Sie denn dann die Welt-
bevölkerung, die an den Küsten lebt, retten?

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das sind doch Fan-
tasiezahlen!)

Es hat vor 150 Jahren in den Parlamenten viele Debat-
ten zum Thema Sklavenhaltung gegeben, und die Abge-
ordneten, die damals auf der falschen Seite standen – so 
wie Sie heute in dieser Frage auf der falschen Seite ste-
hen –, finden sich in den Geschichtsbüchern wieder als 
diejenigen, die sich versündigt haben an vielerlei Men-
schenschicksalen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Diese Debatte zeigt die Unterschiede im Klimaschutz, 
und das, liebe Frau Kollegin Scheer, wird auch deutlich, 
wenn man Ihnen zuhört. Man kann ja darüber streiten, 
wie man Klimaschutz erreicht, aber zu sagen, dass 
CO2-Handel keinen Effekt hatte in Europa, ist doch ab-
surd. Sie reden über den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, und das ist der Energiesektor. Die CO2-Bepreisung 
im ETS I bezieht sich aber genauso auf den Industrie-
sektor, also auf die industrielle Produktion, und genau 
dort haben wir die größten CO2-Vermeidungen hinbe-
kommen. Das hat mit dem Ausbau von erneuerbaren 
Energien überhaupt nichts zu tun, weil es um die Dekar-
bonisierung industrieller Produktionen geht.

(Zuruf der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])
Genau daran können Sie sehen, dass es nicht nur ein 

sehr effektives Mittel, sondern – ich werde darauf gleich 
noch zu sprechen kommen – auch das effizienteste, 
sprich: das kostensparendste, Modell ist. Wir müssen 
52 Milliarden Tonnen CO2 einsparen; das ist eine un-
geheuer große Zahl. Jeder Euro, den wir pro CO2-Tonne 
sparen, ist dabei wichtig. So viel Geld ist in der Welt gar 
nicht da, dass wir einfach sagen können: Es kommt gar 
nicht darauf an, wie wir das machen.

(Frank Schwabe [SPD]: Aber das ist doch im 
Energiesektor!)

– Nein, das ETS I ist sowohl in der Industrie wie in der – –
(Frank Schwabe [SPD]: Nein, das meiste ist im 

Energiesektor gemacht worden!)
– Nein, das meiste von ETS I ist im Industriesektor ge-
macht worden. Aber ich glaube, die anderen können nicht 
verstehen, was Sie mir zurufen. Deswegen ist ein Dialog 
da nicht zielführend. Leider gibt es keine Zwischenfragen 
in Aktuellen Stunden.

Die derzeitige Regierung hat eine schwache Bilanz. 
Wir sollten kurz darüber reden, warum das so ist. Sie 
haben sich auf den Ausbau von Wind- und Sonnenenergie 
konzentriert, was natürlich ein wichtiger Baustein ist. 
Aber Sie haben eben allein daraufgesetzt, und das greift 
absolut zu kurz. Andere erneuerbare Energien – ich will 
das nur kurz erwähnen – wie Wasserkraft, Geothermie, 
Biomasse haben Sie vernachlässigt, ja teilweise bewusst 
behindert.
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(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein!)

Diese einseitige Strategie führt dazu, dass die System-
kosten der Transformation aus dem Blick geraten sind. 
Die Netzkosten sind zu hoch, und insbesondere sind Sie 
dringend fällige Sparmaßnahmen nicht angegangen. Sie 
wollen dann die ausufernden Kosten mit Subventionen 
und der Aufhebung der Schuldenbremse bezahlen. Das 
wird nicht funktionieren.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das sind Systemaufgaben!)

Wenn die Kosten uns weiter so davonlaufen, wird kein 
Haushalt dies mit Subventionen ausgleichen können, 
auch nicht durch Aufhebung der Schuldenbremse.

(Beifall der Abg. Dr. Ingeborg Gräßle [CDU/ 
CSU])

Ich will Sie darauf hinweisen, dass der Strombedarf in 
Deutschland viel langsamer steigt als prognostiziert. Des-
wegen können wir doch nicht stur an alten Plänen zum 
Netzausbau usw. festhalten. Wir brauchen dringend ein 
marktwirtschaftliches System, womit wir wieder bei der 
CO2-Bepreisung wären. Sie wollten das – das haben Sie 
nicht fertigbekommen, weil die Regierung aufgelöst ist – 
mit einem übermäßig komplizierten und teuren Kapazi-
tätsmarkt ausgleichen, statt die Flexibilität am Strom-
markt zu erhöhen. Ich habe Sie von diesem Pult aus 
dringend gebeten, bei den Smart Metern mehr Flexibilität 
zu ermöglichen. Jetzt sind diese wahnsinnig komplizier-
ten deutschen Smart Meter teilweise eingebaut, mit dem 
Ergebnis, dass die Stromhersteller an den Smart Metern 
vorbei die Wärmepumpen steuern. Das heißt, wir lösen 
mit wahnsinnig viel Aufwand ein Problem, das es gar 
nicht gibt. Auch das ist ein Beispiel für verfehlte Klima-
politik.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nichts ma-
chen und sich dann beschweren, wenn was 
passiert! – Zuruf der Abg. Kathrin 
Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich komme zum Thema zurück: schwache Bilanz und 
jetzt die Klimakonferenz. Solange wir in Deutschland 
nicht in das – Herr Köhler hat es erwähnt – CO2-System 
einsteigen und dafür dringend werben – das tun Sie nicht, 
weil Sie leider nicht überzeugt sind –, werden wir in 
Europa nicht weiterkommen und auch weltweit nicht 
weiterkommen, was ein sehr trauriger Zwischenstand 
für die COP ist. Nichtsdestotrotz kann ich für meine 
Fraktion sagen: Wir geben natürlich nicht auf. Die Gefahr 
des Klimawandels ist zu groß. Wir müssen weiter daran 
arbeiten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Kathrin 
Henneberger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das will ich sehen!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, komme ich 

kurz zu unserem Wahlvorgang zurück. Gibt es ein Mit-
glied im Hause, das noch nicht abgestimmt hat? – Dann 

wäre jetzt die Gelegenheit dazu, bevor ich später die Ab-
stimmung schließe.

Ich komme zurück zur Aktuellen Stunde. Das Wort hat 
für die Bundesregierung die Bundesministerin des Aus-
wärtigen, Annalena Baerbock.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Annalena Baerbock, Bundesministerin des Auswär-
tigen:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Damen und Herren auf den Tribünen! Die 
Zeit läuft. Damit meine ich nicht die Zeit bis zur nächsten 
Bundestagswahl, sondern unsere Zeit auf dieser Welt.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – 
Dr. Harald Weyel [AfD]: Das Ende ist nah!)

Das ist, liebe Kollegen von der AfD, weil Sie hier ständig 
faktenfrei argumentieren, eben keine gefühlte Wahrheit 
oder ein Tiktok-Video, sondern das sind die Fakten in der 
Welt, in der wir heute leben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Thomas 
Heilmann [CDU/CSU] – Zuruf von der AfD: 
In der Sie leben!)

2023 war das Jahr mit den zweitwärmsten jemals ge-
messenen Temperaturen in Europa, mit den größten je-
mals beobachteten Waldbränden, mit den meisten Hitze-
stresstagen, mit Schäden durch extreme Klimaereignisse 
wie Überschwemmungen und Stürme, die allein in Euro-
pa, wo wir leben, über 13 Milliarden Euro betrugen. Die 
Zeit läuft, um die Klimakrise und ihre Folgen irgendwie 
noch in den Griff zu bekommen, damit unser Zusammen-
leben auf diesem Planeten bestmöglich weiter in Wohl-
stand, in Sicherheit und vor allen Dingen in Frieden ge-
staltet werden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das Entscheidende ist jetzt wie bei all den Krisen welt-
weit, die wir parallel dazu erleben, nicht den Kopf in den 
Sand zu stecken. Deswegen freue ich mich gerade in 
diesen schwierigen Zeiten auf diese Klimakonferenz. 
Denn die Klimakrise und die internationale Zusammen-
arbeit zeigen gerade hier: Wenn wir immer wieder die 
Kraft finden, trotz aller Unterschiede weltweit – und die 
sind viel größer als die Unterschiede in diesem Raum, 
jedenfalls bei den demokratischen Parteien hier –, dann 
können wir Unglaubliches erreichen. Der Klimaschutz 
weltweit ist auch ein Zeichen dafür, was wir gemeinsam 
schaffen können, wenn wir es wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Einige Kolleginnen und Kollegen – das ist ein Zeichen 
der Stärke aus diesem Parlament – haben, und zwar in 
unterschiedlichen Rollen, ob in der Regierung oder in der 
Opposition, zusammen in Paris die Klimakonferenz er-
lebt. Da hat sich der Begriff „erneuerbare Energien“ ein 
einziges Mal im Text wiedergefunden – das war auch hier 
eine gemeinsame Kraftanstrengung mit den unterschied-
lichen Kollegen von Grünen, SPD und Union –, ein ein-
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ziges Mal. Die Konferenz 2015 in Paris ist gar nicht so 
lange her, vor allen Dingen, wenn man auf die aktuelle 
Lage schaut. Jahre später, vor einem Jahr, haben wir auf 
einer Klimakonferenz in einem Golfstaat beschlossen, 
dass das Ende der fossilen Zeit eingeleitet wird, dass 
Erneuerbare die Zukunftsinvestition sind, und zwar welt-
weit auf diesem Planeten. Das ist machbar und schaffbar, 
wenn man beim Klimaschutz, bei der Sicherheitspolitik 
und bei einer klugen Wirtschaftspolitik zusammenarbei-
tet, und zwar international.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Es macht eben einen Unterschied. Daher werben wir so 
darum, jetzt nicht den Kopf in den Sand zu stecken,

(Stephan Brandner [AfD]: Besser den Sand in 
den Kopf!)

auch wenn die Krisen seit 2015 leider noch größer ge-
worden sind. Jedes Zehntelgrad zählt. Das kann man als 
Ansporn sehen oder als Herausforderung. Ich denke in 
diesen Krisenzeiten immer: „Das Glas ist halb voll“. 
Denn wenn wir nicht daran glauben, dass wir es schaffen, 
dann werden wir es auch nicht schaffen. Jedes Zehntel-
grad macht eben einen Unterschied.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Hier sind die Fakten, an Sie, an die AfD gerichtet,

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Faktenleugnung ist 
das!)

die Sie ja immer wieder einfordern: Wenn die Arktis wie 
in einem 1,5-Grad-Szenario in Zukunft alle 100 Jahre 
eisfrei sein wird,

(Zuruf von der AfD: „Szenario“!)

dann ist das dramatisch genug. In einer 2-Grad-Welt aber 
wäre das alle zehn Jahre der Fall. Das wäre der Untergang 
für die Inselstaaten. Genau deswegen helfen wir den In-
selstaaten an dieser Stelle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Oder denken wir an die globalen Fischereierträge. Die 
sinken in einer 1,5-Grad-Welt um 1,5 Millionen Tonnen, 
in einer 2-Grad-Welt um 3 Millionen Tonnen. Was löst 
das aus in den Ländern, wo Fischerei stark ist? Im Zwei-
fel Krisen und Konflikte. Es ist also nicht nur eine Frage 
des Klimaschutzes, des Artenschutzes, sondern es ist 
auch eine hochbrisante sicherheitspolitische Herausfor-
derung, der wir uns hier gemeinsam stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU])

Mit Blick auf die Frage „Migration und Sicherheit“ – 
auch das ist ein zentrales Thema für Europa und für 
Deutschland, weswegen wir uns international beim Kli-
maschutz engagieren – sehen wir: In einer 2-Grad-Welt 
hätten wir gegenüber heute 189 Millionen Menschen 
mehr, die von Ernährungsunsicherheit betroffen wären.

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist das für eine 
Kindergartensprache hier? 1-Grad-Welt, 2- 
Grad-Welt, 3-Grad-Welt!)

In einer 4-Grad-Welt –

(Stephan Brandner [AfD]: 5-Grad-Welt! 6- 
Grad-Welt!)

auf diesem Pfad sind wir ja auch noch; 3,6 Grad Erwär-
mung gibt es im Worst-Case-Szenario –

(Zuruf von der AfD: Märchenstunde!)

wären das zehnmal so viel. Das hieße: 1,8 Milliarden 
Menschen mehr wären von Ernährungsunsicherheit be-
troffen. Das würde weitere Krisen und vor allen Dingen 
Migrationsbewegungen auslösen. Auch deswegen ist die 
Frage, wie wir uns beim Klimaschutz engagieren, eine 
hochzentrale sicherheitspolitische Frage, auch für uns in 
Europa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU] – Marc 
Bernhard [AfD]: Ein Nachtflugverbot! Wer 
muss das machen? Fangen Sie doch mal bei 
sich selbst an!)

– Die Tatsache, dass Sie von der AfD bei all diesen 
Fakten nur dazwischenblöken können, zeigt: Es geht 
Ihnen nicht um die Sache, sondern es geht Ihnen nur 
darum, Debatten kaputtzumachen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Bei diesem Punkt stehen wir gerade: Natürlich wäre es 
einfacher, wir würden international weiterhin mit verein-
ten Kräften uns genau dieser größten Sicherheitsbedro-
hung unserer Zeit stellen. Aber auch hier gilt: Wir können 
uns die Welt nun mal nicht so wünschen, wie wir sie 
gerne hätten.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Stephan 
Brandner [AfD]: Machen Sie doch die ganze 
Zeit! Sie machen die ganze Zeit nichts ande-
res!)

Wir müssen immer mit den Realitäten umgehen. Deswe-
gen haben wir in den letzten Jahren als Regierung unter-
schiedliche internationale Bündnisse zur Klimaaußen-
politik geschlossen. Bündnisse, die über Kontinente 
hinweg reichen, mit den Ländern, die am meisten unter 
der Klimakrise leiden, mit anderen Industriestaaten, ge-
rade auch mit Ländern auf anderen Kontinenten und vor 
allen Dingen mit denjenigen, die wirklich etwas schaffen 
wollen.

Auch das ist das Gute in den letzten Jahren. Ähnlich 
wie bei der Frage „Wer steht zur Charta der Vereinten 
Nationen?“ ist es auch in der Klimapolitik. Rund 
140 Staaten bis 160 Staaten finden sich in dieser Zeit 
immer wieder zusammen

(Stephan Brandner [AfD]: Aber alle hundert-
tausend Kilometer entfernt voneinander!)

und sagen: Wir wollen weiter genau daran arbeiten, weil 
es eine hochwichtige geopolitische Frage ist.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Daher teile ich auch überhaupt nicht die Auffassung, 
dass, falls die neue US-Administration – aber das wissen 
wir noch gar nicht – sich international nach dem Motto 
„America First!“ zurückziehen sollte, unsere Antwort 
sein sollte: Jetzt machen wir auch weniger. – Ganz im 
Gegenteil. Dann heißt es: Europe United. Dann heißt 
das: noch mehr Klimaschutz bei uns in Europa,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

und zwar – das ist, glaube ich, dann vielleicht der Unter-
schied zu manch anderen Kollegen hier im Raum – nicht 
aus ideologischen Gründen, weil wir aus Prinzip mehr 
Klimaschutz brauchen, sondern zur Sicherheit unseres 
Wirtschaftsstandortes.

(Zuruf des Abg. Steffen Kotré [AfD])
Ich meine, wenn man das mal aus unserem Interesse 

heraus betrachtet, so waren wir immer auch Wettbewer-
ber mit den Vereinigten Staaten von Amerika, gerade im 
Bereich sauberer Technologien. Wenn die sich jetzt zu-
rückziehen sollten – das sage ich bewusst im Konjunk-
tiv –, dann ist ein anderes Land – und ich weiß, welches, 
nämlich China – bereit, diese Lücke zu füllen mit Inves-
titionen nicht nur bei sich, sondern mit Investitionen in 
Afrika und Lateinamerika. Deswegen liegt es doch in 
unserem wirtschaftspolitischen Interesse, dass wir genau 
in diesem Moment sagen: Jetzt noch mehr Green New 
Deal in Europa,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

jetzt noch mehr Klimainvestitionen zum Schutz unserer 
europäischen Wirtschaft, um Anreize zu schaffen für In-
vestitionen in unseren Standort, in Deutschland.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum schreien Sie 
eigentlich die ganze Zeit so?)

– Damit Sie mich hören, wenn Sie immer dazwischen-
reden; deswegen muss ich hier manchmal etwas lauter 
reden.

Natürlich ist das auch die Debatte, die gerade in Ame-
rika geführt wird. Ich war vor einiger Zeit in Texas. Das 
ist ein republikanisch regierter Bundesstaat, wie wir alle 
wissen. Dort wird der Strom mittlerweile auch zu 30 Pro-
zent aus erneuerbaren Energien erzeugt. Da sind viele 
deutsche Unternehmen, zum Beispiel im Bereich Ammo-
niak. Daran hängen viele, viele Arbeitsplätze. Was sagen 
die dort? Sie sagen nicht: Die deutschen Unternehmen 
sollen sich zurückziehen. – Ganz im Gegenteil. Denn 
natürlich will man dort keine Stranded Investments ha-
ben.

Das heißt: Selbst in der Zusammenarbeit mit den Ver-
einigten Staaten, auch wenn wir das jetzt vielleicht ein 
bisschen anders aufstellen müssen, gilt mein Anspruch, 
dass wir hier erst recht wirtschaftspolitisch weiter zusam-
menarbeiten sollten als Demokratien auf dieser Welt, 
auch wenn es ein bisschen schwieriger werden sollte.

(Beifall des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ansonsten füllen die Lücken andere, und zwar autoritä-
rere Regime, Diktaturen. Deswegen ist das Thema Kli-
maschutz mittlerweile eine hochbrisante geopolitische 
Frage, und der stellen wir uns auf der Höhe unserer Zeit.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Bevor ich dem nächsten Kollegen das Wort gebe, 

komme ich noch mal zurück zu den Wahlen. Haben jetzt 
alle hier im Raum befindlichen Kolleginnen und Kolle-
gen abgestimmt?

(Dr. Nina Scheer [SPD]: Nein!)

– Dann aber schnell.
Damit komme ich wieder zur Aktuellen Stunde. Jetzt 

hat das Wort für die FDP-Fraktion Olaf in der Beek.

(Beifall bei der FDP)

Olaf in der Beek (FDP):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Ja, der Kollege Heilmann hatte recht: Es gibt zwei 
unterschiedliche Herangehensweisen, Denkmuster für 
die internationale Klimapolitik. Unser Ansatz in den 
kommenden Jahren sollte heißen: mehr Marktwirtschaft 
wagen, Innovationen fördern, Investitionen mobilisieren 
und den globalen Klimaschutz durch private Initiativen 
und Technologien beschleunigen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie in den letzten 
drei Jahren! Hat ja super geklappt!)

Eine zentrale Herausforderung der kommenden Jahre 
und auch der derzeitigen COP ist dabei zweifellos die 
internationale Klimafinanzierung. Es ist unbestreitbar, 
dass insbesondere Entwicklungsländer in vielen Fällen 
nicht über die nötigen Ressourcen verfügen. Das sollte 
jetzt aber nicht als Freifahrtschein gewertet werden; denn 
die Scholz-Regierung kann auf der COP 29 keinerlei 
finanzielle Zusagen machen, die nicht mit dem Haus-
haltsgesetzgeber, also uns, dem Deutschen Bundestag, 
abgestimmt sind.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Gerade in der aktuellen Situation sollte sich Deutschland 
auf der internationalen Bühne mit teuren Zusagen zu-
rückhalten und verantwortungsvoll handeln.

Wir müssen die Finanzströme so gestalten, dass sie in 
effektive, marktwirtschaftlich orientierte Projekte flie-
ßen, Projekte, die den Ländern vor Ort langfristig Per-
spektiven und wirtschaftlich nachhaltiges Wachstum bie-
ten. Hier setzen wir Freie Demokraten vermehrt auf 
Blended Finance. Mit diesem Instrument werden öffent-
liche Gelder mit privaten Investitionen kombiniert, um 
Klimaschutzprojekte erfolgreich im globalen Markt zu 
finanzieren. Diese Instrumente bieten die Möglichkeit, 
privatwirtschaftliche Akteure in die Klimafinanzierung 
einzubeziehen und gleichzeitig das Risiko für Investoren 
zu minimieren.
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Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, dass öf-
fentliche Mittel vor allem als Risikominimierung und 
Anreizgeber genutzt werden. Dabei ist entscheidend, 
dass private Unternehmen mit ihren Investitionen das 
nötige Kapital zur Verfügung stellen. Nur so können 
wir die gewaltigen Summen mobilisieren, die für den 
globalen Klimaschutz erforderlich sind. Durch Blended 
Finance können wir Investitionen in den Klimaschutz 
nicht nur als Ausgaben, sondern auch als Investitionen 
in die Zukunft verstehen.

Der Transfer von Technologie, die Förderung von In-
novationen und auch die Schaffung von Arbeitsplätzen 
im Bereich der erneuerbaren Energien bieten oft global 
enorme wirtschaftliche Chancen. Wir müssen insgesamt 
wegkommen von der zentralen und einseitigen Rolle des 
Staates. Es sind vor allem Unternehmen, die in Innova-
tionen investieren, neue Märkte schaffen und den Über-
gang zu einer klimaneutralen Wirtschaft ermöglichen 
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir wollen einen klaren rechtlichen Rahmen, der den 
privaten Sektor anreizt, in nachhaltige Projekte zu inves-
tieren. Dazu gehören transparente, effiziente und stabile 
Rahmenbedingungen, die das Vertrauen in Klimaschutz-
projekte stärken.

(Beifall bei der FDP)

Ein weiterer wichtiger Baustein ist die Schaffung eines 
globalen CO2-Zertifikatehandels. Ein internationaler 
Emissionshandel würde den weltweiten CO2-Ausstoß 
dort reduzieren, wo die geringsten Kosten verursacht 
werden. Dies würde nicht nur den Klimaschutz beschleu-
nigen, sondern auch Wettbewerbsverzerrungen in Zu-
kunft verhindern. Wichtig ist dabei, dass wir auf einen 
gemeinsamen Mechanismus setzen. Wir brauchen ein 
globaleres System, das Unternehmen auf der Welt dazu 
motiviert, ihre Emissionen zu senken.

(Beifall des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP])

Baku 2024 sollte eine Plattform sein, um solche Lö-
sungen voranzutreiben und internationale Partnerschaf-
ten zu schmieden. Denn es geht kurz- und mittelfristig 
nicht darum, alle Staaten der Welt zu überzeugen; das ist 
auch völlig unrealistisch. Aber jeder Staat, der ein Emis-
sionshandelssystem etabliert oder sich einem System an-
schließt, hilft dabei. Die Weltklimakonferenz in Baku 
muss die Gelegenheit bieten, neue Wege zu beschreiten, 
insbesondere beim Thema „Finanzierung und Emissions-
handel“. Nur mit einer aktiven Rolle des privaten Sektors 
werden wir die enormen finanziellen Ressourcen aufbrin-
gen, die notwendig sind, um die globalen Klimaziele zu 
erreichen.

(Beifall bei der FDP)

Für das Erreichen der von mir vorgetragenen Ziele 
wäre auch der Klimaklub ein wichtiges Instrument gewe-
sen. Bisher scheint mir der Klub des noch amtierenden 
Kanzlers intransparent und nicht besonders wirkungsvoll 
zu sein. Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass das 
Projekt kein Rohrkrepierer wird!

Gestatten Sie mir, Frau Präsidentin, noch einige per-
sönliche Worte. – Ich hatte bereits im letzten Jahr ent-
schieden, mich nicht mehr für ein erneutes Mandat zu 
bewerben. Deshalb ist dies nun wahrscheinlich meine 
letzte Rede in diesem Hohen Haus gewesen. Ich bedanke 
mich deshalb bei Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
für eine spannende und auch herausfordernde Zeit. Es 
war eine tolle Zeit mit meinen Fraktionskollegen zusam-
men. Danke auch an mein tolles Team, welches mich 
durch die letzten zwei Legislaturperioden begleitet hat. 
Der größte Dank geht an meine Familie, meine Frau, 
meine Kinder und mittlerweile auch Enkelkinder. Es ist 
bestimmt nicht immer einfach, mit jemandem zusam-
menzuleben, der nur temporär zu Hause ist. Ich danke 
dafür, dass wir alle das geschafft haben.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank, Herr Kollege in der Beek. Ihnen alles 

Gute für die dann abgeordnetenfreie Zeit, die Ihnen be-
vorsteht!

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, komme ich 
noch mal zurück zu den Wahlen. Ich schließe jetzt diesen 
Wahlgang und bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen.

Damit komme ich zurück zu unserer Aktuellen Stunde. 
Das Wort hat jetzt für die Gruppe Die Linke Ralph 
Lenkert.

(Beifall bei der Linken)

Ralph Lenkert (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Wir brauchen keine 

Regierung, keine Koalition im Bundestag. Wir sind Ab-
geordnete, wir können alles entscheiden,

(Beifall bei der Linken)

wenn wir wollen, wenn wir uns einigen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Ob Olaf Scholz zur Klimakonferenz in Baku redet oder 
nicht, bringt dem Klimaschutz gar nichts.

(Dr. Petra Sitte [Die Linke]: Das stimmt!)

Dass die Klimawandelleugner der AfD zu Klimakon-
ferenzen fliegen, ist überflüssig, CO2– und Geldver-
schwendung.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Robin 
Mesarosch [SPD] – Zuruf von der AfD: Macht, 
glaube ich, auch keiner!)

Kolleginnen und Kollegen, ich wiederhole: Wir können 
im Bundestag entscheiden. Bei etlichen Themen sind wir 
Abgeordnete von SPD, Union, Grünen, FDP und Linken 
doch gar nicht so weit auseinander; da können wir bei 
allem Streit doch an Lösungen arbeiten.

Das Deutschlandticket brauchen viele Menschen. Es 
ist wirksamer, sozialer Klimaschutz.
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(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Robin 
Mesarosch [SPD])

Das Deutschlandticket scheitert, wenn wir hier nichts 
beschließen.

In der Automobilindustrie, bei den Zulieferern, bei 
Volkswagen, bangen Mitarbeiter und ihre Familien um 
ihre Zukunft. E-Mobilität in Deutschland voranbringen, 
ganze Werke auf den Bau von Straßenbahnen, Zügen und 
Bussen umrüsten, damit Arbeitsplätze langfristig sicher 
sind und die Verkehrswende gelingt, das muss schnell 
passieren.

(Beifall bei der Linken)
Beim Blick auf die Stromrechnung wird deutlich: Die 

Netzentgelte laufen davon. Die Industrie, das Handwerk, 
alle Haushalte können das kaum noch bezahlen. Wir ha-
ben es in der Hand, die Kosten zu senken.

(Beifall bei der Linken – Dr. Petra Sitte [Die 
Linke]: Richtig!)

Das Kraftwerkssicherheitsgesetz sichert dauerhaft un-
sere Stromversorgung, aber dafür muss es beschlossen 
werden. Die gesetzliche Grundlage für Kraftwerke, die 
Strom- und Wärmenetze versorgen, läuft aus; ihre Gel-
tung muss dringend verlängert werden.

(Beifall bei der Linken)
Bei der Sicherung des Rentenniveaus liegen wir doch 

gar nicht so weit auseinander, wenn wir die FDP weg-
lassen.

(Beifall bei der Linken – Dr. Petra Sitte [Die 
Linke]: Das machen wir!)

Forschungsprojekte müssen weiterlaufen oder starten, 
damit Deutschland technisch stark bleibt. Auch da sind 
wir uns einig.

Und unser Verfassungsgericht muss vor Extremisten 
geschützt werden, auch weil das Gericht uns zu mehr 
Klimaschutz bringt.

(Beifall bei der Linken)
Über Konferenzen wie in Baku zu reden, ist gut. Blo-

ßes Reden ändert aber noch nichts. Kolleginnen und Kol-
legen, wir können mit Mehrheit beschließen. Das ist un-
sere Verantwortung, dafür wurden wir gewählt, und 
danach handelt Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Oliver Grundmann.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Oliver Grundmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! In wenigen Stunden startet 
mein Flieger zu der Weltklimakonferenz in Baku, und 
ich freue mich darauf. Ich hatte die Ehre, an den letzten 
acht Klimakonferenzen als Bundestagsabgeordneter per-
sönlich teilzunehmen. Es wird die letzte Klimakonferenz 
für mich sein, jedenfalls als Abgeordneter. Bei diesen 

Konferenzen habe ich Menschen und Projekte kennenge-
lernt, die in der medialen Berichterstattung oft unbe-
obachtet geblieben sind – ganz konkrete Ansätze, die 
einen richtig messbaren Beitrag zum Klimaschutz leisten, 
abseits von Regierungsvereinbarungen.

Blicken wir nach Deutschland. In den vergangenen 
drei Jahren haben wir erlebt, wohin eine Klima- und Wirt-
schaftspolitik führt, die sich große Ziele gesetzt hat, aber 
sich in kleinen Ergebnissen erschöpft – eine Politik, in 
der Ideologie wichtiger war als die Realität. Das hat unser 
Land dem 1,5-Grad-Ziel nicht näher gebracht. Und 
schlimmer noch: Es hat öffentliches Vertrauen in den 
Klimaschutz leider massiv geschwächt. Wir sehen das 
an vielen Beispielen – Graichen, Heizungsgesetz –, die 
dazu geführt haben, dass sich unser Volk jetzt förmlich 
nach Neuwahlen sehnt, nach einem Neustart in diesem 
Land. So etwas haben wir bisher noch nie gehabt. Nicht 
nur für das Land könnte das heilend sein, sondern auch 
für das Weltklima; denn wir brauchen mehr Orientierung 
an Best-Practice-Lösungen aus Europa und keine deut-
schen Sonderwege mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Allerdings möchte ich auch ganz klar denjenigen wi-
dersprechen, die sagen: Jetzt ist Schluss mit diesem Kli-
maschutz! Den brauchen wir nicht mehr. Jetzt müssen wir 
uns nur noch auf andere Dinge fokussieren. – Nein, das 
wäre genauso falsch. Es gibt diese Naturkatastrophen. Ich 
war vor zwei Wochen in der Amazonasregion. Wir müs-
sen die Natur bewahren und den Klimaschutz weiterhin 
oben auf der politischen Agenda halten. Nur, wir brau-
chen eine andere Herangehensweise in der Zukunft: nicht 
dieses permanente Entweder-oder, sondern eine Sowohl- 
als-auch-Politik, mit der wir viele Dinge in den Blick 
nehmen, viele Optionen erörtern, selbst wenn sie nicht 
in das etablierte Weltbild passen. Der Klimaschutz muss 
den Bedürfnissen unserer Gesellschaft, unserer Volks-
wirtschaft mindestens genauso gerecht werden, und die 
Ergebnisse müssen das zentrale Kriterium der Klimapoli-
tik sein. Kurz: Was unser Land braucht, ist eine pragma-
tische Klimapolitik. Das ist jetzt das Gebot der Stunde.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das bedeutet ganz konkret: eine Wirtschafts-, Energie- 
und Klimapolitik, die die CO2-Emissionen wirklich wirk-
sam senkt und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Industrie stärkt. Was brauchen wir dafür? Wir müs-
sen dafür an das Klagerecht heran. Wichtige Anliegen 
müssen natürlich berücksichtigt werden; aber wir können 
doch nicht wichtige Infrastrukturprojekte endlos blockie-
ren. Wir brauchen nur nach Dänemark zu schauen, um zu 
sehen, wie man so etwas macht.

Oder ein anderes Beispiel: Technologien wie die CO2- 
Speicherung und Wasserstoff müssen genauso voran-
getrieben werden wie der Ausbau der dafür benötigten 
Pipelines, und das mit dem besonderen öffentlichen In-
teresse in beiden Bereichen. Wir haben doch bei den 
LNG-Projekten gesehen, dass es schneller gehen kann 
in unserem Land. Wir müssen auch endlich die Novelle 
zum Kohlendioxid-Speicherungsgesetz beschließen. Wir 
hatten eine Sachverständigenanhörung dazu und schon 
die erste Lesung. Eine ganz breite Mehrheit hat sich da 
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abgezeichnet. Bis auf die AfD sind im Grunde alle dafür. 
Und natürlich müssen wir die erneuerbaren Energien wei-
ter ausbauen.

(Zuruf des Abg. Otto Fricke [FDP])
Für den THG-Zertifikateskandal muss die einfache 

und richtige Lösung jetzt vom BMUV umgesetzt werden. 
Sie liegt auf dem Tisch – Nina, was ist mit dir?;

(Heiterkeit bei der SPD)
aus allen Fraktionen dieses Hauses gibt es hierfür eine 
Unterstützung –: eine Verordnung, die ausländische Im-
porte reguliert und Palmöl bannt – genau das, was du 
wolltest –,

(Dr. Nina Scheer [SPD]: Deswegen steht es ja 
nicht mehr im Gesetz!)

die Hunderte Unternehmen vor dem drohenden Ruin be-
wahrt und durch die eine angekündigte Milliardenklage 
abgewendet werden kann.

Insgesamt muss Deutschland in den nächsten Jahren 
von den Besten lernen. So werden wir das Klima weltweit 
schützen können und auch unsere Wirtschaft wieder sta-
bilisieren. Nur eine starke Wirtschaft wird unserer 
Stimme in Europa und der Welt wieder Gewicht verlei-
hen. Andere gucken uns doch mitleidig an wegen unserer 
derzeitigen Situation.

Zum Abschluss, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
möchte ich all meinen Wählerinnen und Wählern dafür 
danken, dass ich hier in diesem Bundestag elf Jahre die-
nen durfte. Ich möchte mich bei allen Kollegen herzlich 
bedanken: bei den Kollegen meiner Fraktion, aber ins-
besondere auch bei denen, mit denen ich fachpolitisch 
parteiübergreifend zusammengearbeitet habe. Es war 
mir eine große Ehre, mit Ihnen zusammenzuarbeiten. Es 
ist der größte Erfolg, dass es uns – in unserem gemein-
samen Interesse – gelungen ist, in meinem Wahlkreis den 
Bau des größten Anlandeterminals Deutschlands für ver-
flüssigte Gase durchzusetzen. Es wird übrigens 70 Meter 
breiter als der Reichstag und höher als die Kuppel.

Ich danke Ihnen ganz herzlich, mit mir zusammengear-
beitet zu haben. Alles Gute für dieses Land!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Kollege Grundmann, auch Ihnen alles Gute für Ihre 

weitere Zukunft! Vielen Dank.
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Robin 

Mesarosch.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Robin Mesarosch (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Letztes Jahr ist mein Sohn zur Welt gekommen. 
Wenn ich Ihnen erzähle, dass ich abends bei ihm am 
Bett sitze und mir Sorgen mache, in welcher Welt er 
aufwächst und ob seine Kinder in einer intakten Welt 

aufwachsen können, dann wäre das meistens geschwin-
delt. Wenn ich bei ihm abends am Bett sitze, lesen wir 
Bücher, in denen Kühe tanzen und ein Siebenschläfer 
Zähne putzen muss. Der Mann ist anderthalb. Der braucht 
es nicht, dass ich ihm Vorträge über Klimaschutz halte;

(Steffen Kotré [AfD]: Das braucht von uns 
keiner!)

der braucht es nicht, dass ich ihn für meine Überzeugun-
gen politisch instrumentalisiere.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Ich glaube, der Klimaschutz braucht auch nicht so viel 

Sentimentalität. Der Klimaschutz braucht, was Helmut 
Schmidt die „nüchterne Leidenschaft zur praktischen 
Vernunft“ genannt hat. Ich sage das deswegen, weil 
Helmut Schmidt für viele in Deutschland für eine Idee, 
für eine Zeit steht, die heute einigermaßen verklärt ist, in 
der man angeblich weniger moralisiert und mehr gemacht 
hätte, in der man sich weniger auf Firlefanz, sondern auf 
das angeblich Wesentliche konzentriert hätte.

Das Ding ist: Helmut Schmidt war sich völlig bewusst, 
dass fossile Energien nicht die Zukunft sein können, dass 
sie erhebliche Risiken haben, dass Atomkraft erhebliche 
Risiken hat, dass die Zukunft in den Erneuerbaren liegt, 
dass der Klimaschutz real ist. Das tut manchen Leuten 
weh, die Helmut Schmidt für sich vereinnahmen wollen, 
obwohl er mit ihnen überhaupt nichts zu tun gehabt hätte. 
Es tut den Leuten weh, die uns einreden wollen, wir 
hätten alte Tugenden aufgegeben; dabei sind es sie, die 
jedweden Kontakt zur Vernunft längst abgebrochen ha-
ben.

Da wir über Vernunft sprechen: Es gibt Leute in 
Deutschland, die sagen: Es ist unvernünftig, dass ein 
Land wie Deutschland sich auf den Weg macht, das 
Klima zu schützen, da wir doch nur ein kleines Land 
sind. – Da hilft es, zur Weltklimakonferenz zu fahren. 
Vor neun Jahren hat die Weltklimakonferenz es geschafft, 
dass alle Staaten der Erde sich darauf geeinigt haben, 
ebendieses Klima zu schützen. Das ist nicht nur Deutsch-
land; das sind alle. Wir haben die meisten Staaten dieser 
Welt auf unserer Seite, wenn wir aus den fossilen Ener-
gien aussteigen. Das ist Vernunft.

Wenn wir über Klimaschutz bzw. die Weltklimakon-
ferenz sprechen, dann ist ein Körperteil immer sehr be-
liebt: der Zeigefinger. Da heißt es, Deutschland läuft 
durch die Welt mit erhobenem Zeigefinger. Aber wenn 
man zur Klimakonferenz geht, kann man lernen, dass das 
nicht stimmt.

Ich habe vorhin von den Ländern der Welt und der 
Größe Deutschlands gesprochen. Aber Deutschland ist, 
was den weltweiten CO2-Ausstoß angeht, letztes Jahr auf 
Platz neun gewesen. Historisch betrachtet ist Deutsch-
land, was den CO2-Ausstoß angeht, auf Platz sechs. 
Wer zeigt denn da auf wen mit dem Finger? Wenn wir 
mit dem Finger auf andere zeigen, zeigen 189 Länder auf 
uns zurück.

Aber das ist gar nicht der Punkt. Es geht nicht um den 
erhobenen Zeigefinger, sondern es geht um Lösungen bei 
der Weltklimakonferenz, jedenfalls sollte das so sein.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
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Arroganter, als mit dem Finger auf andere Länder zu 
zeigen, ist doch das, was wir von der Union hören,

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Jetzt bloß nicht 
mit dem Finger zeigen!)

die sich anschickt, Klimaschutz irgendwie gut zu finden, 
aber ihren Zeigefinger, wenn es um Klimathemen in 
Deutschland geht, eher dafür benutzt, um in der Nase 
zu bohren.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh, oh! – Oliver 
Grundmann [CDU/CSU]: Taten sind wichtiger 
als Worte!)

Letzte Woche haben wir Friedrich Merz bei „Maybrit 
Illner“ sagen hören, Windkrafträder seien eine Über-
gangslösung; er möchte sie abbauen, weil sie hässlich 
sind. Und er hat was von Fusionskraftwerken erzählt. – 
Ich verstehe, dass Sie buhen; ich verstehe auch, dass Sie 
sagen: Klimaschutz ist uns wichtig. – Aber warum ma-
chen Sie jemanden zum Kanzlerkandidaten, der so wenig 
Ahnung von diesem Thema hat,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

der konterkariert, was Sie hier sagen wollen?

(Zuruf des Abg. Tino Sorge [CDU/CSU])

Windkrafträder, die hässlich sind! Ja, haben wir denn 
Kohlekraftwerke gebaut, weil sie schön sind?

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Haben wir Gaskraftwerke und Fusionskraftwerke aus De-
korationsgründen gebaut?

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD)

Er will ja immer auf Ingenieure hören. Hören Sie auf 
sie! Niemand kann Ihnen sagen, wann Fusionskraftwerke 
funktionieren. Wir bauen hier gerade für knapp eine halbe 
Billion Euro Stromnetze, die Sie versäumt haben zu bau-
en, um den Strom in die Steckdosen zu bringen. Sie 
erklären uns immer, er kommt gar nicht aus der Steck-
dose. Aber er kommt von den Windkrafträdern, von den 
Solaranlagen zu den Steckdosen.

Jetzt kommt es: Er will das abbauen für zwei Fusions-
reaktoren. Dann können Sie schön für den gleichen Be-
trag noch mal ganz andere Stromnetze bauen. Das ist 
absoluter Wahnsinn; das hat mit Vernunft nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir fahren zur COP. Und Sie haben recht: Diese Re-
gierung könnte stärker auftreten, hätte sie eine feste 
Mehrheit. Aber das Argument fällt doch auf Sie zurück: 
Sie können abstimmen; Sie können hier mit uns Klima-
schutz beschließen. Wenn Sie dieser Regierung aus Trotz 
keinen Erfolg gönnen und nicht mitmachen, dann sagt 
das mehr über Sie aus als über uns. Das ist nicht gut für 
den Klimaschutz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ihre Redezeit ist vorbei.

Robin Mesarosch (SPD):
Ich habe mit meinem Sohn angefangen. Als ich in 

seinem Alter war, hatten die Erneuerbaren am Strommix 
einen Anteil von unter 1 Prozent.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Mesarosch, kommen Sie bitte zum Schluss.

(Zuruf des Abg. Tino Sorge [CDU/CSU])

Robin Mesarosch (SPD):
Jetzt liegt er bei 60 Prozent; vor drei Jahren lag er bei 

40 Prozent. Wir haben den Anteil der Erneuerbaren am 
Strommix in Deutschland um 50 Prozent erhöht. Wir 
haben etwas getan, und so wollen wir gerne weiterma-
chen, auch auf der COP.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Letzter Satz, bitte.

Robin Mesarosch (SPD):
Haben Sie vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und der nächste Redner ist Robert Farle.

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Es ist überhaupt nicht möglich, in solch einer 
Redezeit, wie ich sie habe, den ganzen Schwachsinn aus-
einanderzunehmen, der hier verbreitet wird.

Der Herr Scholz ist zu dieser Konferenz nicht hinge-
fahren. Daneben fehlen die Staatschefs der USA, von 
China, Russland, Indien, Brasilien und Indonesien – 
kurz und gut: aus all den Regionen, wo es überhaupt 
Wirtschaftswachstum gibt.

Und obwohl Sie mit den Grünen die ganze Industrie in 
Deutschland ruiniert haben – etwas anderes machen Sie 
ja nicht –, können Sie damit noch nicht einmal nach den 
Modellen des IPCC das Klima verändern, da Deutsch-
lands CO2-Anteil nur 0,000028 Prozent ausmacht, was 
gar nicht messbar ist.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

1 Billion Euro wollen die Länder aus dem Globalen Sü-
den bei uns allen abkassieren,

(Zuruf des Abg. Frank Schwabe [SPD])

weil wir diesen menschengemachten Klimawandel an-
geblich verursacht haben. Trump hat gesagt: Diesen 
Quatsch machen wir nicht mehr mit. – Die treten jetzt 
aus dem Salat aus.
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Und Sie von den Grünen stellen sich hierher und sagen: 
Das ist der richtige Weg. – Ja, Ihr Sonderweg ist genau 
der Weg, der uns dahin gebracht hat, wo wir jetzt sind. 
Diese Regierung ist gescheitert, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Farle, Ihre Redezeit ist vorbei.

Robert Farle (fraktionslos):
– und Deutschland wird als ökonomische Kraft voll-

ständig vernichtet. Stoppen wir diesen Irrweg! Machen 
wir mal was Vernünftiges, und decken wir auf, wie viel 
Korruption damit verbunden ist!

(Zuruf von der AfD: That’s correct!)
Vielen Dank.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Und die letzte Rednerin in der Debatte 

ist für Bündnis 90/Die Grünen Kathrin Henneberger.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Kathrin Henneberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Ministerin! Sehr geehrte Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Baku hat es 
nicht verdient, die Weltklimakonferenz zu hosten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Im dritten Jahr in Folge findet die Konferenz in einem 
Land statt, in dem Menschenrechte verletzt werden, wie 
bereits mein Kollege Frank Schwabe ausgeführt hat. Wir 
möchten uns deshalb klar solidarisieren mit Menschen, 
die unschuldig als politische Gefangene inhaftiert sind. 
Politische Inhaftierte in Aserbaidschan müssen freigelas-
sen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU])

Besonders möchte ich auf den Fall von Dr. Gubad 
Ibadoghlu aufmerksam machen. Er hat zu Korruption 
im Öl- und Gasgeschäft in Aserbaidschan geforscht und 
wurde deshalb im Juli 2023 gewaltsam festgenommen. Er 
befindet sich aktuell in Hausarrest, und ihm wird lebens-
notwendige medizinische Versorgung verwehrt.

Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung 
ruft die Regierung in Aserbaidschan dazu auf, Dr. Gubad 
Ibadoghlu freizulassen. Dem möchte ich mich anschlie-
ßen. Sein Leben ist bedroht. Die Regierung von Aser-
baidschan muss eine sofortige und sichere Ausreise 
nach Deutschland gewährleisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Renata Alt 
[FDP])

Ein weiteres Beispiel, das zeigt, was die aserbaidscha-
nische Regierung unter Demokratie versteht: Wenn Par-
lamentarier/-innen Kritik an Menschenrechtsverletzun-
gen üben, dann werden sie zur unerwünschten Person 

erklärt. So geht es auch vier Bundestagsabgeordneten 
hier im Hause, unter anderem meinem grünen Kollegen 
Max Lucks, Mitglied des Menschenrechtsausschusses 
und der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates. Dieses Verhalten der Regierung von Aserbaidschan 
gilt es heute hier aus dem Deutschen Bundestag heraus 
heftigst zu kritisieren und zu verurteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Renata Alt [FDP])

Jetzt zur Weltklimakonferenz. Deutschland war sehr 
viele Jahre lang bei den Weltklimakonferenzen – ich 
kann mich noch daran erinnern – der Bremser und nicht 
gut angesehen. Das hat sich aber in den letzten drei Jahren 
verändert. Dank unserer Außenministerin Annalena 
Baerbock ist Deutschland jetzt ein Player,

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Sie hat was an-
deres behauptet!)

der als sehr wichtiger und zentraler Verbündeter im Streit 
dafür, die Klimakrise noch aufzuhalten und eine andere, 
eine gerechte Wirtschaft und Weltgemeinschaft zu schaf-
fen, angesehen wird. Vielen Dank dafür! Das muss auch 
so bleiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Dringlichkeit könnte wahrlich nicht größer sein. 
Wir sind dabei, die 1,5-Grad-Grenze zu überschreiten. 
Erst vor wenigen Tagen sind Hunderte von Menschen 
in Spanien durch Überflutungen ums Leben gekommen. 
Ihnen möchte ich aus tiefstem Herzen mein Beileid aus-
sprechen.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Dank Staudamm-
rückbau durch EU!)

Global ereignen sich immer heftigere Wetterextreme. Die 
Klimakrise ist bereits grausame Realität und verursacht 
in vielen Regionen der Welt großes Leid.

Dabei ist Klimaschutz ein Instrument, das zu mehr 
globaler Gerechtigkeit, zu mehr sozialer Gerechtigkeit 
führt, auch bei uns in Deutschland. Ein Beispiel: das 
Deutschlandticket. Mehr als 13 Millionen Menschen ha-
ben dieses mittlerweile abonniert. Mobilität wird so ein-
facher und sozial gerechter gemacht, und wir fördern 
damit Klimaschutz.

Aber was möchte die CDU? Sie möchte das Deutsch-
landticket zerschreddern. Sie möchte es den Menschen in 
Deutschland wieder wegnehmen, für mehr soziale Unge-
rechtigkeit und gegen Klimaschutz. Leider wundert das 
überhaupt nicht; denn wenn wir uns mal anschauen, wo-
her Friedrich Merz kommt, dann fällt uns auf: Oh, Black-
Rock. BlackRock ist mit Investitionen in Höhe von über 
400 Milliarden US-Dollar fett im globalen fossilen Ge-
schäft dabei.

(Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Hört! Hört! – 
Zuruf des Abg. Otto Fricke [FDP])

Hier liegt ein zentrales Problem: Obwohl die Klima-
krise bereits grausame Realität ist, finden immer noch 
viel zu viele Investitionen in neue fossile Infrastruktur 
statt. Aber was wir brauchen, sind Investitionen in den 
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ÖPNV wie beispielsweise in das Deutschlandticket; denn 
damit schaffen wir gleichzeitig soziale Gerechtigkeit und 
Klimaschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auf der Weltklimakonferenz in Baku wird es beson-
ders wichtig sein, diejenigen zur Kasse zu bitten, die die 
Klimakrise am stärksten verursacht haben.

(Zuruf des Abg. Otto Fricke [FDP])
Das bedeutet natürlich, dass wir Instrumente wie eine 
globale Milliardärssteuer einführen müssen und dass 
wir auch eine Abgabe auf die Gewinne der fossilen Indus-
trie einführen müssen, die sogenannte Carbon Damage 
Tax. Wir können sie in Deutschland dann auch die „Merz 
Damage Tax“ nennen. Sehr klar ist auch: Wir dürfen es 
nicht länger zulassen, dass neue fossile Quellen erschlos-
sen werden. In Deutschland fangen wir an: Das Gas bei 
Borkum wird unter der Nordsee bleiben.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind jetzt am 

Ende unserer Aktuellen Stunde; sie ist mit der letzten 
Rednerin beendet.

Wir warten noch auf die Ergebnisse der Wahlen. Es 
wird noch einige wenige Minuten dauern, und bis dahin 
unterbreche ich kurz die Sitzung. Aber bleiben Sie bitte 
im Saal. Wir werden das Ergebnis in fünf Minuten hier 
verkünden können.

(Unterbrechung von 11.12 bis 11.17 Uhr)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene 

Sitzung ist wieder eröffnet.

Ich komme zu den Zusatzpunkten 7 und 8 – Wahlen – 
zurück und möchte Ihnen die von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermittelten Ergebnisse der Wahlen 
bekannt geben:1)

Zunächst das Ergebnis der Wahl eines Stellvertreters 
der Präsidentin des Deutschen Bundestages: Abgegebene 
Stimmzettel 652, ungültige Stimmzettel 1. Mit Ja haben 
gestimmt 75 Abgeordnete, mit Nein haben gestimmt 
559 Abgeordnete, Enthaltungen gab es 17. Der Abgeord-
nete Stefan Keuter hat damit die erforderliche Mehrheit 
von mindestens 367 Stimmen nicht erreicht

(Beatrix von Storch [AfD]: Knapp verfehlt!)

und ist damit nicht zum Stellvertreter der Präsidentin 
gewählt.

Ich komme zum Ergebnis der zweiten Wahl. Das war 
die Wahl eines Mitgliedes des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums gemäß Artikel 45d des Grundgesetzes: 
Abgegebene Stimmzettel gab es auch hier 652, keine 
Stimme ungültig. Mit Ja haben gestimmt 69 Abgeordnete, 
mit Nein haben gestimmt 581 Abgeordnete, Enthaltun-
gen gab es 2. Der Abgeordnete Stephan Brandner hat die 
nach § 2 Absatz 3 des Gesetzes über die parlamentarische 
Kontrolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes 
erforderliche Mehrheit von 367 Stimmen nicht erreicht 
und ist damit als Mitglied des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums nicht gewählt.

Wir sind nun am Ende unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Freitag, den 15. November 2024, 
9 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Tag. Die Sit-
zung ist geschlossen.

(Schluss: 11.19 Uhr)

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Wahlen 
siehe Anlage 2
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Ahmetovic, Adis SPD

Benkstein, Barbara AfD

Berghahn, Jürgen SPD

Brandl, Dr. Reinhard CDU/CSU

Deligöz, Ekin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Ferschl, Susanne Die Linke

Franke, Dr. Edgar SPD

Friedhoff, Dietmar AfD

Ganserer, Tessa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hahn, Dr. André Die Linke

Harder-Kühnel, Mariana 
Iris

AfD

Heinrich, Gabriela SPD

Helferich, Matthias fraktionslos

Hellmich, Wolfgang SPD

Heubach, Heike SPD

Höchst, Nicole AfD

Hostert, Jasmina SPD

Irlstorfer, Erich CDU/CSU

Janecek, Dieter BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kaiser, Elisabeth SPD

Kaufmann, Dr. Stefan CDU/CSU

Koß, Simona SPD

Lang, Ricarda BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Lay, Caren Die Linke

Lehmann, Sven BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lindner, Christian FDP

Lucassen, Rüdiger AfD

Abgeordnete(r)

Lührmann, Dr. Anna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Michel, Kathrin SPD

Mijatović, Boris BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Müller-Gemmeke, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Müntefering, Michelle SPD

Naujok, Edgar AfD

Nouripour, Omid BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Petry, Christian SPD

Raffelhüschen, Claudia FDP

Redder, Dr. Volker FDP

Rinck, Frank AfD

Schäfer, Jamila BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schisanowski, Timo SPD

Schröder, Christina- 
Johanne

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schulz, Uwe AfD

Seitz, Thomas fraktionslos

Seitzl, Dr. Lina 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Spellerberg, Merle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Staffler, Katrin CDU/CSU

Steinmüller, Hanna 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Sthamer, Nadja SPD

Töns, Markus SPD

Wegling, Melanie 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Wenzel, Stefan BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Witt, Uwe fraktionslos
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Anlage 2 

Ergebnisse und Namensverzeichnis

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin des Deut-
schen Bundestages (1. Wahlgang) sowie an der Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums gemäß Artikel 45d des Grundgesetzes teilgenommen haben  
(Zusatzpunkte 7 und 8)

Ergebnis der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin (1. Wahlgang) 
(Zusatzpunkt 7)

Abgegebene Stimmkarten: 652 
Für die Wahl sind mindestens 367 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Stefan Keuter 75 559 17 1

Ergebnis der Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des Grund-
gesetzes  
(Zusatzpunkt 8)

Abgegebene Stimmkarten: 652 
Für die Wahl sind mindestens 367 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Stephan Brandner 69 581 2 0

Namensverzeichnis 
(Zusatzpunkte 7 und 8)

SPD
Sanae Abdi
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup

Hakan Demir
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese

Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank

Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
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Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)

Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Hannes Walter
Carmen Wegge
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Dr. Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt

Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Jens Lehmann

Paul Lehrieder
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Dr. Christiane Schenderlein
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Detlef Seif
Melis Sekmen
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
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Dieter Stier
Stephan Stracke
Max Straubinger
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir

Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Bruno Hönel
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Jürgen Kretz
Dr. Franziska Krumwiede- 

Steiner
Renate Künast
Markus Kurth
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Claudia Müller
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Karoline Otte
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Dr. Sebastian Schäfer
Stefan Schmidt

Marlene Schönberger
Kordula Schulz-Asche
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Dr. Till Steffen
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Saskia Weishaupt
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Anikó Glogowski-Merten
Fabian Griewel
Nils Gründer
Julian Grünke
Thomas Hacker
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf in der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch

Karsten Klein
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Bernd Reuther
Christian Sauter
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Tim Wagner
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Dr. Michael Espendiller
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
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Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Mike Moncsek
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl

Stephan Protschka
Martin Erwin Renner
Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Manfred Schiller
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Martin Sichert
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Die Linke
Dr. Dietmar Bartsch

Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Anke Domscheit-Berg
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Susanne Hennig-Wellsow
Jan Korte
Ina Latendorf
Ralph Lenkert
Dr. Gesine Lötzsch
Cornelia Möhring
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Kathrin Vogler
Janine Wissler

BSW

Ali Al-Dailami
Sevim Dağdelen
Andrej Hunko
Christian Leye
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Dr. Sahra Wagenknecht

Fraktionslos

Joana Cotar
Robert Farle
Johannes Huber
Stefan Seidler
Dr. Volker Wissing

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.
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